
Anlage 2 zur a.o. Mitgliederversammlung am 26.11.2016 

Beschluss des Verwaltungsrats der VG WORT vom 10. Oktober 2016 

Beschluss über die Rückforderung der im Zeitraum von 2012 bis 2015' zu Unrecht an Verlage 
ausgeschütteter Beträge gemäß § 6 des Verteilungsplans in der Fassung vom 4. Juni 2016 
(„VP") 

Vorbemerkung 

In der Mitgliederversammlung vom 10. September 2016 wurden verschiedene Anträge zur Rückabwick-

lung und Neuverteilung der im Zeitraum von 2012 bis 2015 zu Unrecht an Verlage ausgeschütteten 

Beträge zur Abstimmung gestellt. Keiner der Anträge erhielt in allen Berufsgruppen die nötige Zwei-
Drittel-Mehrheit. Um mit der Rückforderung der zu Unrecht ausgeschütteten Beträge möglichst bald 

beginnen zu können, beschließt der Verwaltungsrat in pflichtgemäßer Ausübung seiner Rechte und 

Pflichten aus § 6 VP das Folgende: 

I. 
Rückforderung zu Unrecht an Verlage ausgeschütteter Beträge 

§ 1 Anwendungsbereich und Anwendungszeitraum 

(1) Die nachfolgenden Bestimmungen regeln die Rückforderung der im Zeitraum von 2012 bis 2015 zu 
Uni-echt an Verlage ausgeschütteter Beträge, unabhängig vom Jahr der Nutzung oder dem Zeitpunkt 

der Einnahme der ausgeschütteten Gelder. 

(2) Ausschüttungen in der Sparte Tageszeitungen, Wochenpresse und Publikumszeitschriften 
(Presse -Reprographie"), soweit diese gern. § 44 d) des bisherigen Verteilungsplans der VG WORT 
an die Dachverbände der deutschen Zeitungs- und Publikumszeitschriftenverlage (BDZV und VDZ) er-

folgt sind, werden gemäß Ziffer II. zurück gefordert. 

§ 2 Gegenstand der Rückabwicklung 

(1) Gegenstand der Rückforderung sind sämtliche Auszahlungen von Einnahmen an Verlage, die auf-

grund der Wahrnehmung von gesetzlichen Vergütungsansprüchen gemäß Teil 1, 6. Abschnitt sowie 

§ 20b Abs. 2, § 27 Abs. 1 und 2 des Urheberrechtsgesetzes erfolgt sind. 

(2) Zahlungen, die aufgrund der Wahrnehmung von Nutzungsrechten erfolgt sind, werden grundsätzlich 
nicht zurück gefordert. Hierzu zählen Zahlungen gemäß folgenden Sparten des bisherigen Verteilungs-

plans der VG WORT: 

öffentliche Wiedergabe (§§ 38, 39 VP) 

Ausschüttung an Schulbuchverlage im Bereich der Bereichsausnahme gemäß § 53 Abs. 3 S. 
2 UrhG (§ 66 VP) 

Fotokopieren in Volkshochschulen (§ 73 VP) 

Kleine Senderechte (§ 75 VP) 

Vortragsrecht (§ 76 VP) 

Kabelweitersendung im Umfang von § 20b Abs. 1 UrhG (§§ 77, 78 VP) 

Online-Nutzung von Beiträgen (Altwerke) (§ 80 VP) 

Soweit in diesen Regelungen auf Ausschüttungen im Jahr 2015 Bezug genommen wird, schließt dies jeweils 
auch die aufgrund Ziffer 4 des Beschlusses vom 27. November 2015 von Vorstand und Verwaltungsrat der VG 
WORT erfolgte Ausschüttung an Bühnenverlage und die von diesen vertretenen Autoren mit ein, welche mit 
zeitlicher Verzögerung erst im Februar/März 2016 durchgeführt wurde. 
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Zahlungen ausländischer Verwertungsgesellschaften, die auf der Grundlage von Gegensei-
tigkeitsverträgen und Rechteinräumungen im Inkassoauftrag für das Ausland erzielt worden 
sind mit Ausnahme solcher Zahlungen, die auf einer Rechtewahrnehmung ausländischer ge-
setzlicher Vergütungsansprüche auf der Grundlage der Richtlinie 2001/29/EG zum Urheber-
recht in der Informationsgesellschaft und der Richtlinie 2006/115/EG zum Vermiet- und Ver-
leihrecht beruhen. 

§ 3 Verpflichtung zur Rückzahlung 

(1) Verlage. die in den Jahren 2012 bis 2015 Auszahlungen gern. § 2 Abs. 1 erhalten haben, sind ver-
pflichtet, diese Beträge nach Aufforderung in Textform durch die VG WORT vollständig innerhalb der in 
§ 4 bestimmten Fristen an die VG WORT zurück zu zahlen. 

(2) Soweit Verlage der Berufsgruppe 5 (Bühnen- und Theaterverlage) nach dem bisherigen Verteilungs-
plan neben dem Verlagsanteil auch Urheberanteile erhalten haben, um diese an die jeweiligen Urheber 
weiterzuleiten (insbes. § 24 Abs 2 VP), entfällt die Verpflichtung zur Rückzahlung von Auszahlungen 
gern. § 2 Abs. 1 in dem Umfang, in dem die Weiterleitung erfolgt ist. Die Verlage haben spätestens bis 
zum 30. November 2016 entsprechend den Vorgaben der VG WORT mitzuteilen, welche Beträge von 
den in den Jahren 2012 bis 2015 erhaltenen Auszahlungen an Urheber weitergeleitet wurden und die 
VG WORT insoweit von Ansprüchen Dritter (insbes. Nachforderungsansprüchen von Urhebern) freizu-
stellen. Zugleich haben die Verlage der VG WORT bis zu diesem Datum eine Verjährungsverzichtser-
klärung für sämtliche im Jahr 2013 und 2014 von der VG WORT erhaltenen Ausschüttungen (Verlags-
anteil) zukommen zu lassen. Auf Verlangen haben die Verlage hinsichtlich des Erfolgens der Weiterlei-
tung Nachweise zu erbringen. Die VG WORT teilt den Verlagen anschließend in Textform mit, welche 
Restschuld nach Abzug des auf Zahlungen gern. § 2 Abs. 2 entfallenden Anteils verbleibt. 

(3) Ausnahmsweise kann aufgrund einer Entscheidung des geschäftsführenden Vorstands oder des 
Vorstandes der VG WORT auf eine Rückzahlung oder deren Durchsetzung verzichtet werden. wenn 
die Geltendmachung im Verhältnis zur Höhe des zurück zu fordernden Betrags einen unverhältnismä-
ßigen Aufwand bedeuten würde. Hierüber haben der geschäftsführende Vorstand oder der Vorstand im 
pflichtgemäßen Ermessen unter Berücksichtigung der Treuhänderstellung der VG WORT zu entschei-
den. 

§ 4 Frist zur Rückzahlung 

(1) Die Rückzahlung gern. § 3 hat grundsätzlich bis zum 30. November 2016 zu erfolgen. 

(2) Bei Verlagen der Berufsgruppe 5, die eine Mitteilung über die an Urheber weitergeleiteten Gelder 
gern. § 3 Abs. 2 Satz 2 abgegeben haben, hat die Rückzahlung innerhalb von 30 Kalendertagen nach 
Erhalt der Mitteilung der VG WORT über die verbleibende Restschuld gern. § 3 Abs. 2 Satz 5 zu erfol-
gen, soweit die Verlage nicht an einem möglichen Verrechnungsverfahren gern. Abs. 4 teilnehmen. 

(3) Im Einzelfall können der geschäftsführende Vorstand oder der Vorstand der VG WORT gegenüber 
Verlagen Verlängerungen der Zahlungsfrist, Zahlungspläne, Stundungen o.ä. (zusammen: „Zahlungs-

aufschub") gewähren, sofern der Verlag glaubhaft macht, zur kurzfristigen vollständigen Rückzahlung 
außer Stande zu sein oder dadurch in die Gefahr der Insolvenz zu geraten. Bei der Entscheidung über 
einen solchen Zahlungsaufschub sind drohende Ausfälle mit den bei Gewährung eines Zahlungsauf-
schubs entstehenden Risiken abzuwägen. Die Gewährung eines Zahlungsaufschubs muss davon ab-
hängig gemacht werden, dass der Verlag Verjährungsverzichtserklärungen für Auszahlungen in allen 
oder einzelnen betroffenen Jahren abgibt. Die Entscheidung über einen Zahlungsaufschub trifft im Ein-
zelnen 
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bei einem Rückforderungsbetrag bis EUR 10.000,- (netto) der geschäftsführende Vorstand 
auf der Grundlage des schriftlichen Vortrags des Schuldners, welcher hinreichend glaubhaft 
gemacht wird: 

bei einem Rückforderungsbetrag bis EUR 50.000,- (netto) der Vorstand auf der Grundlage 
des schriftlichen Vortrags des Schuldners, welcher hinreichend glaubhaft gemacht wird; 

bei einem Rückforderungsbetrag über EUR 50.000,- (netto) der Vorstand auf der Grundlage 
der Empfehlung eines von der VG WORT beauftragten Wirtschaftsprüfers, der den Vortrag 
des Schuldners überprüft. 

Hierüber haben der geschäftsführende Vorstand oder der Vorstand im pflichtgemäßen Ermessen unter 
Berücksichtigung der Treuhänderstellung der VG WORT zu entscheiden. 

(4) Trifft die Mitgliederversammlung in ihrer außerordentlichen Mitgliederversammlung am 26. Novem-
ber 2016 einen Beschluss, der ein Verfahren zum Umgang mit etwaigen Abtretungen von Nachforde-
rungsansprüchen seitens Autoren an Verlage regelt, so gilt Folgendes: 

(a) Die Ausgestaltung des Verfahrens zum Umgang mit etwaigen Abtretungen von Nachforde-
rungsansprüchen seitens Autoren an Verlage einschließlich der maßgeblichen Fristen erfolgt nach 
den Vorgaben des Beschlusses der Mitgliederversammlung. 

(b) Den Verlagen wird eine längere Zahlungsfrist als die in Abs. 1 und 2 Genannten eingeräumt, 
sofern sie bis zum 30. November 2016 schriftlich gegenüber der VG WORT erklären, von der Mög-
lichkeit der Verrechnung mit abgetretenen Ansprüchen von Autoren Gebrauch machen zu wollen 
und der VG WORT zugleich bis zu diesem Datum eine Verjährungsverzichtserklärung für sämtliche 
im Jahr 2013 und 2014 von der VG WORT erhaltenen Ausschüttungen (Verlagsanteil) zukommen 
lassen. 

(5) Falls die Mitgliederversammlung keinen Beschluss fasst, der ein Verfahren zum Umgang mit etwai-
gen Abtretungen von Nachforderungsansprüchen seitens Autoren an Verlage beinhaltet, wird die VG 
WORT die Verlage, die eine Erklärung gemäß Abs. 4 (b) abgegeben haben, schnellstmöglich in Text-
form hierüber informieren und sie zur Rückzahlung innerhalb von 30 Kalendertagen auffordern. Abs. 3 

gilt entsprechend. 

Rückforderung zu Unrecht an BDZV und VDZ ausgeschütteter Beträge 

§ 1 Anwendungsbereich und Anwendungszeitraum 

Die nachfolgenden Bestimmungen regeln die Rückforderung der im Zeitraum von 2012 bis 2014 zu 
Unrecht an den Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger e.V. (BDZV) und den Verband Deutscher 
Zeitschriftenverleger e.V. (VDZ) ausgeschütteten Beträge in der Sparte Tageszeitungen, Wochen-
presse und Publikumszeitschriften („Presse-Reprographie") gern. § 44 d) des bisherigen Verteilungs-
plans der VG WORT, unabhängig vom Jahr der Nutzung oder dem Zeitpunkt der Einnahme der ausge-

schütteten Gelder. Eine Rückforderung für das Jahr 2015 ist entbehrlich, da BDVZ und VDZ im Jahr 

2015 keine Gelder erhalten haben. 

§ 2 Verpflichtung zur Rückzahlung 

(1) BDVZ und VDZ sind verpflichtet, die in den Jahren 2012 bis 2014 erhaltenen Beträge nach Auffor-
derung in Textform durch die VG WORT vollständig bis zum 30. November 2016 an die VG WORT 

zurück zu zahlen. 

(2) Ziffer I. § 4 Abs. 3 gilt entsprechend. 
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Beschlussvorlage 
Mitgliederversammlung der VG WORT 

Vorschlag für einen Beschluss über das Verfahren betreffend die etwaige Abtretung von Nach-

forderungsansprüchen seitens Autoren an Verlage sowie zur Neuverteilung der Verteilungssum-
men für den Zeitraum von 2012 bis 2016 („Korrektur-Verteilungsplan"). 

Vorbemerkung 

Gemäß der Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 21. April 2016 in der Sache Az. I ZR 198/13 —
„Verlegeranteil" ist es mit § 7 Satz 1 UrhWahmG unvereinbar, wenn Verlegern nach der Satzung der 

VG WORT ein ihrer verlegerischen Leistung entsprechender Anteil am Ertrag zusteht und Verlage nach 
dem Verteilungsplan dieser Verwertungsgesellschaft einen pauschalen Anteil der Verteilungssumme 

unabhängig davon erhalten, ob und inwieweit die Einnahmen der Verwertungsgesellschaft auf der 
Wahrnehmung der ihr von Verlegern eingeräumten Rechte oder übertragenen Ansprüche beruhen. Die 
entsprechenden Regelungen zur Verlegerbeteiligung in den Verteilungsplänen, welche in dem streitre-

levanten Zeitraum Gültigkeit hatten, sind damit unwirksam. Eine nachträgliche Abtretung von Ansprü-
chen an Verleger erachtet der Bundesgerichtshof dagegen dem Grunde nach für zulässig. 

Vor dem Hintergrund dieser Entscheidung bedarf es einer Korrektur der Verteilung für die Vergangen-
heit. Dies hat gemäß § 27 VGG auf Grundlage eines korrigierenden, die unwirksamen Bestimmungen 
der vorangegangenen Verteilungspläne ersetzenden Verteilungsplans zu erfolgen. 

Die Korrektur der Verteilung setzt die Rückforderung zu Unrecht ausgeschütteter Beträge von nach der 
jüngsten Rechtsprechung nicht berechtigten Empfängem voraus. Erst die Rückzahlung dieser Beträge 
versetzt die VG WORT in die Lage, eine Neuverteilung unter Berücksichtigung der Entscheidung des 

Bundesgerichtshofs vom 21. April 2016 vorzunehmen. 

Vor diesem Hintergrund hat der Verwaltungsrat am 10. Oktober 2016 gemäß § 6 VP einen Beschluss 

über die Rückforderung der im Zeitraum von 2012 bis 2015 zu Unrecht an Verlage ausgeschütteter 

Beträge gefasst („Beschluss des Verwaltungsrats"), welcher der Mitgliederversammlung zur Kenntnis 

gegeben wurde. Bewusst offen gelassen wurde im Beschluss des Verwaltungsrats die Frage des Um-

gangs mit etwaigen Abtretungserklärungen von Autoren, welche ihren Nachforderungsanspruch an ih-
ren jeweiligen Vertrag abtreten wollen. Dass solche Erklärungen zu erwarten sind, haben die bisherige 

Diskussion und entsprechende Anfragen von Autoren und Verlagen bei der VG WORT gezeigt. Vor 

diesem Hintergrund wird der Mitgliederversammlung das in der nachstehenden Zffer I. näher beschrie-

bene Verfahren vorgeschlagen. Der Beschluss über die Neuverteilung findet sich unter Zffer II.. 

[Anmerkung Soweit in diesen Regelungen auf Ausschüttungen im Jahr 2015 Bezug genommen wird, 

schließt dies jeweils auch die aufgrund Ziffer 4 des Beschlusses vom 27. November 2015 von Vorstand 

und Verwaltungsrat der VG WORT erfolgte Ausschüttung an Bühnenverlage und die von diesen vertre-

tenen Autoren mit ein, welche mit zeitlicher Verzögerung erst im Februar/März 2016 durchgeführt 

wurde.] 
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Verfahren betreffend die etwaige Abtretung 

von Nachforderungsanspruchen seitens Autoren an Verlage 

§ 1 Verfahren zur Verrechnung abgetretener Ansprüche 

(1) Die Entscheidung, Nachforderungsansprüche an einen Verlag abzutreten, liegt im alleinigen Ermes-

sen eines jeden Urhebers. Es liegt jedoch im Interesse der VG WORT, ein Verfahren vorzusehen, wel-

ches eine einheitliche Bewertung solcher Abtretungen ermöglicht und verhindert, dass sich Urheber zur 

Abgabe einer Abtretungserklärung unter Druck gesetzt fühlen könnten. Folgendes Verfahren kommt zur 

Anwendung 

(2) Verlage, die gemäß Beschluss des Verwaltungsrats zur Rückzahlung verpflichtet sind. erhalten die 

Möglichkeit, gegenüber der Rückzahlungsforderung der VG WORT mit folgenden, ihnen von Urhebern 

abgetretenen Ansprüchen aufzurechnen' 

- Ansprüche von solchen Urhebern, deren Werke in dem jeweiligen Verlag erlegt sind und die 

in einer vertraglichen Beziehung zur VG WORT stehen (Wahrnehmungsberechtigte, Bezugs-

berechtigte sowie Autoren, die mittelbar über Bühnen- und Theaterverlage Werke bei der 

VG WORT gemeldet haben) und in den Jahren 2012 bis 2015 Ausschüttungen für verlegte 

Werke aus gesetzlichen Vergütungsansprüchen erhalten haben („Nachforderungsansprü-

che"). Ein solcher Nachforderungsanspruch besteht nicht, soweit bei der Ausschüttung kein 

Verlagsanteil berücksichtigt wurde 

(3) In diesem Verfahren finden nur Abtretungen Berücksichtigung, welche die Gesamtheit der Nachfor-

derungsansprüche umfassen, die dem Urheber bezogen auf in dem jeweiligen Verlag erschienene 

Werke für den gesamten Korrekturzeitraum zustehen. Abtretungen, die sich auf einzelne Werke oder 

Kalenderjahre beziehen, sind ausgeschlossen. Berücksichtigt werden ferner nur schriftliche Abtretun-

gen, die unter Verwendung eines dafür von der VG WORT zur Verfügung gestellten Musters vorgenom-

men werden. 

(4) Berücksichtigt werden des Weiteren nur Abtretungen, welche die Urheber gegenüber der VG WORT 

als Stellvertreterin des jeweiligen Verlages erklären. Zu diesem Zweck hat der Verlag die VG WORT 

unter Verwendung eines dafür von der VG WORT zur Verfügung gestellten Musters zu bevollmächtigen, 

anstelle des Verlages Abtretungen von Urhebern anzunehmen. Der Verlag hat sich zugleich damit ein-

erstanden zu erklären, dass die VG WORT gegenüber dem Verlag keine Auskünfte erteilen wird, die 

Rückschlüsse auf die Identität der jeweiligen Urheber zulassen und insoweit auf etwaige Informations-

ansprüche zu verzichten. 

(5) Abtretungen im Hinblick auf Nachforderungsansprüche für Werke, die in der Sparte Tageszeitungen, 

Wochenpresse und Publikumszeitschriften (,,Presse-Reprographie") gern. § 43 des bisherigen Vertei-

lungsplans der VG WORT berücksichtigt wurden, können nur dann zu Gunsten individueller Verlage 

berücksichtigt werden, wenn diese ihrerseits in den Jahren 2012 bis 2015 individuelle Ausschüttungen 

eines Verlegeranteils gern. § 44 a) bis c) des bisherigen Verteilungsplans der VG WORT erhalten haben. 

(6) Bei Abtretungen zwischen Urhebern und Verlagen der Berufsgruppe 5 (Bühnen- und Theaterver-

lage) muss die Abtretungserklärung des Urhebers eine Angabe dazu enthalten, welches Beteiligungs-
verhältnis im Hinblick auf das jeweilige Werk im individuellen Bühnenverlagsvertrag vereinbart ist (An-

gabe in Prozent, also X% Urheberanteil — Y% Verlagsanteil). 

(7) Berücksichtigt werden nur solche Abtretungen, die bis spätestens zum 28. Februar 2017 bei der VG 

WORT eingegangen sind. 
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§ 2 Prüfung und Berechnung des Werts der abgetretenen Ansprüche durch die VG WORT 

(1) Soweit gegenüber der VG WORT wirksame Abtretungen von Nachforderungsansprüchen von Ur-

hebern an Verlage gern. Ziffer I. § 1 nachgewiesen worden sind, wird deren Wert wie folgt berechnet: 

a) Für die Zwecke der Berechnung des Werts der abgetretenen Forderung wird dawn ausgegan-

gen, dass der Nachforderungsanspruch grundsätzlich in Höhe desjenigen Prozentsatzes besteht, 
der bezogen auf die für Urheber in § 3 Abs. 2 des bisherigen VP ergesehenen Quoten zu 100% 

fehlt, soweit Verlage in den jeweiligen Ausschüttungsbereichen unmittelbar Zahlungen erhalten 
haben; 

b) Der zu Gunsten eines Verlages zu berücksichtigende Verrechnungsbetrag ergibt sich demzu-

folge aus der Aufstockung auf 100% der konkret an den jeweiligen Urheber im Rahmen in den 
Jahren 2012 bis 2015 für das jeweilige erlegte Werk ausgeschütteten Beträge. 

(2) Von dem sich aufgrund der Prüfung und Berechnung gern. Abs. 1 zu Gunsten eines Verlages erge-
benden Verrechnungsbetrag werden pauschal 10% für die der VG WORT in diesem Zusammenhang 

entstehenden Verwaltungskosten abgezogen. 

(3) Eine Berücksichtigung en abgetretenen Ansprüchen gern. Abs. 1 und 2 erfolgt maximal bis zu der-
jenigen Höhe, die der Verlag insgesamt in den Jahren 2012 bis 2015 für gesetzliche Vergütungsansprü-

che, die Gegenstand der Rückabwicklung sind (§ 2 Abs. 1 des Beschlusses des Verwaltungsrats), er-
halten hat. Abweichend davon ist bei Verlagen, die im Jahr 2015 keine Verpflichtungserklärung gemäß 

Beschluss von Vorstand und Verwaltungsrat der VG WORT vom 18.120. März 2015 abgegeben haben 
und demzufolge keine Ausschüttung erhalten haben, eine Berücksichtigung bis zum für die Ausschüt-
tung 2015 nach dem seinerzeit anwendbaren Verteilungsplan errechneten Betrag möglich. 

§ 3 Inkasso der nach Berücksichtigung von Abtretungen verbleibenden Restschuld 

(1) Die nach Zffer I. § 2 berechneten Nachforderungsansprüche können — vorbehaltlich von § 2 Abs. 3 
Satz 2 — vom Verlag einzig zur Verrechnung mit Rückforderungen der VG WORT genutzt werden. 

(2) Nach Abschluss Prüfung und Berechnung des Werts der abgetretenen Ansprüche gern. § 2 infor-

miert die VG WORT die Verlage über die jeweils erbleibende Restschuld in Textform und fordert sie 
zur Rückzahlung auf. Die Verlage sind verpflichtet, den jeweiligen Betrag innerhalb von 30 Kalenderta-

gen an die VG WORT zu zahlen. §§ 3 Abs. 3 und 4 Abs. 3 des Beschlusses des Verwaltungsrats gelten 

entsprechend. 

II. 
Neuverteilung für den Zeitraum von 2012 bis 2015 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Die nachfolgenden Bestimmungen regeln die Neuerteilung sämtlicher zur Neuerteilung für den 
Korrekturzeitraum zur Verfügung stehenden Beträge an Urheber. Dies umfasst: 

a) die gern. Beschluss des Verwaltungsrats und Zffer I. § 3 zurückgezahlten und zurückverein-

nahmten Ausschüttungen an Verlage in den Jahren 2012 bis 2015; 

b) den Verlegeranteil 2015 (für 2014), soweit dieser noch nicht ausgeschüttet wurde und nicht 

nach Zffer I. § 2 Abs. 3 Satz 2 als Verrechnungsbetrag zu Gunsten en Verlagen zu berücksich-

tigen ist; 

c) die gemäß Beschluss des Verwaltungsrats zurückgezahlten und zurückereinnahmten Aus-

schüttungen an BDZV und VDZ in den Jahren 2012 bis 2014; 
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d) den Teil des Verlagsanteils 2014 (für 2013) aus der Sparte Tageszeitungen, Wochenpresse 

und Publikumszeitschriften („Presse-Reprographie") gern. § 44 d) des bisherigen Verteilungs-

plans der VG WORT, der noch nicht an BDZV und/oder VDZ ausgeschüttet wurde sowie der 

insgesamt noch nicht an BDZV und/oder VDZ ausgeschüttete Verlagsanteil 2015 (für 2014); 

e) bereits im Zusammenhang mit der Hemmung der Verjährung für das Jahr 2012 aufgrund Be-

schluss vom 27. November 2015 von Vorstand und Verwaltungsrat der VG WORT geleistete 

Rückzahlungen von Verlagen; 

f) Rückstellungen, die seit dem Jahr 2012 vor dem Hintergrund der Entscheidung des Bundesge-

richtshofs vom 21. April 2016 (Az. I ZR 198113) von der VG WORT gebildet wurden, nach Maß-

gabe \Apri Ziffer II. § 2 Abs. 2 c). 

(2) Die Bestimmungen dieses Korrektur-Verteilungsplans ersetzen die nach der Entscheidung des Bun-

desgerichtshofs vom 21. April 2016 (Az. I ZR 198/13) unwirksamen Regelungen zur Verlegerbeteiligung 

in den einschlägigen bisherigen Verteilungsplänen. 

§ 2 Neuverteilung an Urheber 

(1) Nach Eingang der Rückzahlungen der Verlage gern. Beschluss des Verwaltungsrats und Ziffer I. § 3 

werden die Beträge gem. § 1 Abs. 1 an solche Urheber — ggf. über ausländische Schwestergesellschaf-

ten — verteilt, die in den Jahren 2012 bis 2015 Ausschüttungen für erlegte Werke aus gesetzlichen 

Vergütungsansprüchen erhalten haben, soweit hierbei ein Verlagsanteil berücksichtigt wurde. Eine Aus-

schüttung erfolgt nicht, soweit der jeweilige Urheber Nachforderungsansprüche nach Maßgabe von Zif-

fer I. § 1 an Verlage abgetreten hat. 

(2) Sämtliche Beträge gern. § 1 Abs. 1 werden gemeinsam erteilt. Die Nachzahlung erfolgt sodann im 

Wege einer periodengenauen Zuschlagsverrechnung entsprechend § 7 Abs. 1 des bisherigen VP auf 

die in den einzelnen Jahren für verlegte Werke gezahlten Beträge und unter Berücksichtigung folgender 

Kriterien: 

a) grundsätzlich soll die Nachzahlung in Höhe desjenigen Prozentsatzes erfolgen, der bezogen 

auf die für Urheber in § 3 Abs. 2 des bisherigen VP vorgesehenen Quoten zu 100% fehlt, soweit 

Verlage in den jeweiligen Ausschüttungsbereichen unmittelbar Zahlungen erhalten haben; 

b) der rechnerisch anzusetzende Nachzahlungsbetrag ergibt sich demzufolge aus der Aufsto-

ckung auf 100% der konkret an den jeweiligen Urheber im Rahmen in den Jahren 2012 bis 2015 

für das jeweilige erlegte Werk ausgeschütteten Beträge; 

c) Sollten die für eine Nacherteilung zur Verfügung stehenden Beträge gern. Ziffer II. § 1 Abs. 1 

a) bis e) für eine vollständige Aufstockung gem. a) und b) nicht ausreichen, werden für die Auf-

stockung zusätzlich Rückstellungen gern. Ziffer II. § 1 Abs. 1 f) verwendet, wobei vorrangig auf 

den Teil der Rückstellungen zurückgegriffen wird, der aus nachträglichen Einnahmen aus der 

Gerätevergütung für Multifunktionsgeräte für die Jahre 2002 —2007 gebildet wurde und nicht an 

individuelle Berechtigte erteilt werden konnte. Über die Einzelheiten entscheidet der Verwal-

tungsrat in pflichtgemäßem Ermessen. Nicht benötigte Rückstellungen werden schnellstmöglich 

einer Verteilung zugeführt. 

(3) Die Neuverteilung soll schnellstmöglich, spätestens bis zum 31. Dezember 2017 erfolgen. Falls zu 

diesem Zeitpunkt ein wesentlicher Teil der von Verlagen zurück zu zahlenden Beträge noch nicht bei 

der VG WORT eingegangen und eine Aufstockung auf 100% nach Abs. 2 c) zum 31. Dezember 2017 

unmöglich oder unverhältnismäßig sein sollte, erfolgt zunächst eine Abschlagszahlung in angemesse-

ner Höhe. Weitere Ausschüttungen zur Neuerteilung folgen sodann nach pflichtgemäßem Ermessen 

Hierüber entscheidet jeweils der Verwaltungsrat. 

4 



Anlage 3 zur a.o. Mitgliederversammlung am 26.11.2016 

Nachzahlungen zur Hauptausschüttung 2016 

§ 1 Gesetzliche Vergütungsansprüche 

(1) Der im Rahmen der Hauptausschüttung 2016 zurückgestellte Verlagsanteil (welcher noch nach dem 

bisherigen Verteilungsplan vom 30. Mai 2015 berechnet wurde) wird — soweit er auf gesetzliche Vergü-

tungsansprüche im Sinne von Ziffer I. § 2 Abs. 1 des Beschlusses des Verwaltungsrats entfällt — an 

diejenigen Urheber verteilt, die im Jahr 2016 Ausschüttungen für erlegte Werke aus gesetzlichen Ver-

gütungsansprüchen erhalten haben, soweit hierbei ein Verlagsanteil berücksichtigt wurde. Hiervon aus-

genommen ist der Verlagsanteil der nachträglichen Einnahmen aus der Gerätevergütung für Drucker 

für die Jahre 2001 und 2002, über den noch gesondert entschieden wird; dabei erfolgt eine Ausschüt-

tung an Verlage nur vorbehaltlich einer vorherigen Verrechnung mit einer etwaig noch bestehenden 

Restschuld gern. Beschluss des Verwaltungsrats und Ziffer I. § 3. 

(2) Die Ausschüttung erfolgt im Wege einer periodengenauen Zuschlagsverrechnung entsprechend § 7 

Abs. 1 des bisherigen Verteilungsplans auf die bereits in 2016 für erlegte Werke gezahlten Beträge 

unter Berücksichtigung der in Ziffer II § 2 Abs. 2 a) und b) genannten Kriterien. 

(3) Die Ausschüttung soll schnellstmöglich, spätestens bis zum 31. Dezember 2017 erfolgen. 

(4) Eine Ausschüttung erfolgt nicht, soweit der jeweilige Urheber Nachforderungsansprüche für die Aus-

schüttung im Jahr 2016 nach Maßgabe von Ziffer I. § 1 an Verlage abgetreten hat. In diesem Fall erfolgt 

die Ausschüttung an den Verlag vorbehaltlich einer vorherigen Verrechnung mit einer etwaig noch be-

stehenden Restschuld gern. Beschluss des Verwaltungsrats und Ziffer I. § 3. 

§ 2 Nutzungsrechte gern. Ziffer I. § 2 Abs. 2 des Beschlusses des Verwaltungsrats 

Im Rahmen der Hauptausschüttung 2016 zurückgestellte Verlagsanteile (welche noch nach dem bishe-

rigen Verteilungsplan vom 30. Mai 2015 berechnet wurden), die aufgrund der Wahrnehmung von Nut-

zungsrechten gern. Ziffer I. § 2 Abs. 2 des Beschlusses des Verwaltungsrats erzielt wurden, werden an 

die jeweiligen Verlage ausbezahlt, vorbehaltlich einer vorherigen Verrechnung mit einer etwaig noch 

bestehenden Restschuld des Verlages gern. Beschluss des Verwaltungsrats und Ziffer I. § 3. 

5 



Anlage 4 zura.o. Mitgliederyercammlung am 26.11.2016

Vorschläge zur Anderung der
SATZUNG

(Fassung vom 30. Mai 2015)

zurVorlagefürdie außerordentliche Mitgliederversammlung am 26. November2016

(Neue oder geänderte Texte sind durch Fettdruck bal. Streichungen gekennzeichnet)

VoÖemerkunq:
Aus Gritnden der Übersichtlichkeit wurde die bisherige Nummerierung in dieser Vorlage weitgehend
beibehalten. Abschließend erfolgt noch eine fortlaufende (Neu-)Nummerierung von Paragrapnen, nbsat-
zen und Nummern.

rAus Gründen der besseren Lesbarkeit der Satzung wird auf die gleichzeitige Verwendung männlicher und weibli-
cher Sprachformen verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen beziehen sich aufbeide Geschlechter.

Bisherige Satzung und vorgeschlagene Anderungen Erläuterung

(letzte Anderung beschlossen am
2015)

SATZUNG
30. Mai2015, genehmigt am 16. September

Präambel

Die Entwicklung des urheberrechts erfordert den Zusammenschluss der wortau-
toren und ihrer Verlegerl zu einer Gesellschaft, die die Venrvertungsmöglichkei-
ten wahrnimmt, Der Einzelne kann insbesondere nicht mehr alle Nutzungen sei-
ner Rechte überwachen und die ihm zustehenden Erträgnisse einziehen. Die
dieser Gesellschaft zu übertragenden Rechte werden als gemeinsame Rechte
der Berechtigten verwaltet und die Einnahmen nach einem festzulegenden Ver-
fahren verteilt (Verteilu ngsplan).

$1
Name und Sitz

l, Der Verein führt den Namen Venivertungsgesellschaft WORT (VG WORT),
Rechtsfähiger Verein kraft Verleihung.

ll. Er hat seinen Sitz in München.

l. Zweck des Vereins ist es, die ihm vertraglich anvertrauten urheberrechtlichen
Nutzungsrechte, Ansprüche und sonstigen Befugnisse seiner Mitglieder und
Wahrnehmungsberechtigten@treuhänderischwahrzu-
nehmen.

ll. Zu den Aufgaben des Vereins gehört auch die Förderung des urheberrechts,
die stärkung der Rechte der von ihm vertretenen Berechtigten, die Errichtung
und der Betrieb von Vorsorge- und unterstützungseinrichtungen für diese Be-
rechtigten sowie die Förderung kulturell bedeutender Werke.

lll, Die Ei+lriehturg Tätigkeit des Vereins ist nicht auf Erzielunq von Gewinn qe-

$2
Zweck

Zukünftig nur noch
eine Kategorie von
Berechtigten iSv $ 6
VGG vorgesehen
(Wegfalldes Status
,, Bezugsberechtigte")



Bisherige Satzung und vorgeschlagene Anderungen Erläuterung

richtet.

s3
Wahrnehmungsberechtigte, Berufsgruppen und Mitglieder

L Wer nachweislich lnhaber von Urheberrechten und Nutzungsrechten an
Sprachwerken ($ 2 Abs. 1 Nr. I UrhG) ist, kann der VG WORT die Wahrneh-
mung von Rechten seiner Wahl in Gebieten seiner 1rvrhl d€n+ße{qihri€\Me+ls

Rechte anvertrauen, wenn die Rechte so-
wie die Gebiete zum Tätigkeitsbereich der VG WORT gehören, Das Gleiche
gilt für Darstellungen wissenschaftlicher und tachnischer Art einschließlich ent-
sprechender Lichtbildwerke ($ 2 Abs. 1 Nr. Zifr 5 UrhG) und Lichtbilder (g 72
UrhG), die vom Verfasser des Sprachwerkes für dieses geschaffen sind. Hier-
tiber kann wird ein Wahrnehmungsvertrag nach den Bestimmungen dieser Sat-
zung abgeschlossen werd€s, der den Antragsteller zum Wahrnehmungsberech-
tigten macht. lm Hinblick auf eine Verwaltung von Rechten im Rahmen von Ge-
genseitigkeitsverträgen mit ausländischen Verwertungsgesellschaften kann zu-
sätzlich ein lnkassoauftrag für das Ausland abgeschlossen werden. Der Vor-
stand kann den Abschluss eines Wahrnehmungsvertrags oder eines lnkassoauf-
trags für das Ausland ablehnen, wenn
ir hör,iger einee Mitglied

Vertragestaates des Ab
der Wahrnehmung ob.

jektive Grilnde entgegenstehen.

ll. Es bestehen 6 Berufsgruppen:

Berufsgruppe 1: Autoren und Übersetzer belletristischer und dramatischer Wer-
ke;
Berufsgruppe 2: Journalisten, Autoren und Übersetzer von Sachliteratur;
Berufsgruppe 3: Autoren und Übersetzer von wissenschaftlicher und Fachlitera-
tur:
Berufsgruppe 4: Verleger belletristischer Werke und von Sachliteratur;
Berufsgruppe 5: Bühnenverleger;
Berufsgruppe 6: Verleger von wissenschaftlichen Werken und von Fachliteratur.

I ll. Der Wahrnehmungsberechtigte muss bei Abschluss des Wahrnehmungsver-
trags seine Berufsgruppe angeben. Er kann mehreren Berufsgruppen angehö-
ren, wenn er die Voraussetzungen hierfür erfüllt. Aktives und passives Wahlrecht
kann er in nur einer Berufsgruppe ausüben. Für diese muss er sich bei Ab-
schluss des Wahrnehmungsvertrags entscheiden. Durch schriftliche Erklärung
kann der Wahrnehmungsberechtigte seine Berufsg ruppenzugehörigkeit
oder die Festlegung,-derjenigen Berufsgruppe, in der er sein Wahlrecht
ausübt, ändern; die Anderung wird mit Beginn des Geschäftsjahres wirk-
sam, das auf die Erklärung folgt.

lV. Jede Berufsgruppe wählt einen Sprecher und seinen Stellvertreter aus
dem Kreis der Venryaltungsratsmitglieder der jeweiligen Berufsgruppe.

V. Jede Berufsgruppe kann zu den Sitzungen des Verwaltungsrats und zur Mit-
gliederversammlung einen juristischen Berater hinzuziehen. Dieser erhält die für
den Verwaltungsrät und die Mitgliederversammlung bestimmten Mitteilungen und
Einladungen, hat jedoch kein Stimmrecht.

Vl. Der Wahrnehmungsberechtigte kann sich um die Aufnahme als Mitglied be-
werben, wenn er mindestens 3 Jahre Wahrnehmungsberechtigter ist und in den
letzten 3 Kalenderjahren im Durchschnitt

1. in den Berufsgruppen 1, 2 oder 3 insgesamt mindestens € 400,-
pro Jahr erhalten hat,

2. in den Berufsgruppen 4, 5 oder 6 insgesamt mindestens €

Anpassung an $ I
VGG

$9 S. l Nr 2VGG



Bisherige Satzung und vorgeschlagene Anderungen Erläuterung

2.000.- pro Jahr erhalten hat.

Vll. Das Mitglied kann mehreren Berufsgruppen angehören, wenn es die Vo-
raussetzungen hierfür erfüllt. sein stimmrecht, aktives und passives wahlrecht,
kann es in nur einer Berufsgruppe ausüben. Diese Entscheidung muss €€ erneut
t+€#es{GrAb6J{g getroffen werden, wenn €s die Mitgliedschaft beantragt wird.
Ftir einen wechsel derjenigen Berufsgrruppe, in der stimm- und wahirecht
ausgeübt werden, gelten Abs. 3 $atz 5 und Abs. I entsprechend.

Vlll. Der Vorstand entscheidet nach Maßgabe von S l3 vGG über ein Aufnah-
megesuch, nachdem 

"r 
6;" zustimnqüng-c$ Verwaltungsratsmitglieder der zu-

ständigen Berufsgruppe eingehel{- angehört hat. wird eine Aufnahme als Mit-
glied abgelehntn so sind dem Antragsteller die Gründe verständlich zu er-
läutern. Gegen die Ablehnung ist eine Beschwerde an den Verwaltungsrat zu-
lässig, {is 6€h+i{tlieah in Textform binnen 4 wochen nach Zugang der Ablehnung
einzulegen ist. Gegen die Entscheidung des Verwaltungsrats ist eine Anrufung
der Mitgliederversammlung nicht zulässig.

lX.-DerVerwaltungsrat kann außerdem Wahrnehmungsberechtigte als Mitglieder
aufnehmen, die in besonderer weise die lnteressen, Aufgaben und Ziele dLr vG
woRT fördern oder deren kulturelle, künstlerische oder wissenschaftliche Be-
deutung die Aufnahme als wünschenswert erscheinen lässt.

X. Die Aufnahmegebühr für die Mitglieder beträgt für einen Autor € 5,-, für einen
verleger oder ein Verlagsunternehmen mindestens € 50,- (€ b,- pro im Jahres-
mittel dauernd Beschäftigten, Höchstbeitrag € 250,*). Auf Beschluss der Mitglie-
derversammlung kann ein Mitgliedsbeitrag erhoben werden. Für die Beschluis-
fassung gelten $ 7 Abs. Vll und Vlll.

Xl, Die vG woRT führt Verzeichnisse ihrer Mitglieder und wahrnehmungs.
berechtigten, die regelmäßig aktualisiert werden.

s 13 VGG

$ 15 VGG;Art. 6 V
RL

s4
Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet, unbeschadet einer Fortdauer der Rechte und Pflichten
aus dem wahrnehmung.svertrag und dem lnkassoauftrag für das Ausland, gege-
benenfalls unter deren übergang auf die Erben:

1. durch Austritt, der schriftlich dem Vorstand gegenüber zu erklären ist,
2, durch den Tod, bei Firmen nach Beendigung der Liquidation,
3. durch Eröffnung eines lnsolvenzverfahrens über das Vermögen eines Mit-
glieds,
4. durch Ausschluss aus wichtigem Grunde, der nur vom verwaltungsrat nach
Anhörung des Betroffenen mit Dreiviertel-Mehrheit beschlossen werden kann.

Die Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung
der Verwaltungsrat
der Vorstand

$5
Organe

$6
Mitg I iederversam m lu n g

L Die ordentliche tt4jtgliederversammlung findet spätestens 6 Monate nach Ab-



Bisherige Satzung und vorgeschlagene Anderungen Erläuterung

lauf eines Geschäftsjahres statt.

ll. Die Einladungen ergehen €€hrifrli€h in Textform unter Angabe der Tagesord-
nung und Beifügung eines Auszugs aus dem Geschäftsbericht. Die Einladungs-
frist beträgt 3 Wochen.

lll. Die Einladungen erfolgen durch den Vorstand.

lV. Auf Antrag des Verwaltungsrats oder von 30 Mitgliedern hat der Vorstand
eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen. Er kann diese auch
aus eigenem Ermessen einberufen, wenn ihm ein ausreichender Grund gegeben
erscheint. Die Einladungen ergehen schriftü€h in Textform unter Angabe der
Tagesordnung. Die Einladungsfrist beträgt 3 Wochen,

V. Anträge an die Mitgliederversammlung haben nur Anspruch auf Behandlung,
wenn sie

1. 6 Unterschriften von Mitgliedern tragen und
2. eine mindestens 6 Wochen vor derVersammlung schriftlich dem

Vorstand zugehen,

Vl. Verfahrensanträge und Anträge zu Punkten, die auf der Tagesordnung
stehen, können in der Mitgliederversammlung von jedem Mitglied gestellt
werden.

Vll. Dringlichkeitsanträge, die Entscheidungen zum Gegenstand haben, bei
denen eine Abstimmung, nach Berufsgruppen vorgesehen ist (vgl. g 7 Abs.
V), sind unzulässig. lm Ubrigen können Dringlichkeitsanträge nur dann
behandelt werden, wenn dies von der Mitgliederversammlung mit Zweidrit-
tel-Mehrheit beschlossen wi rd.

Vlll. Das Recht jedes Mitglieds, sich jedezeit mit Anliegen und Anträgen an die
gemäß $ 11 Abs. lll einzurichtenden Kommissionen zu wenden, bleibt unberührt.

Frist muss ausrei-
chend lang sein,
damit Anträge auf TO
erscheinen (S 32 I S.
2 BGB)

s7
Abstimmung in der Mitgliederversammlung

l. Die Mitgliederversammlung wird von dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats
oder, wenn dieser verhindert ist, von seinem Stellvertreter geleitet, Sind beide
verhindert, den Vorsitz zu führen, so wird aus dem Kreis der anwesenden
Venrualtungsratsmitglieder ein Versammlungsleiter gewählt. über die Ver-
sammlung ist ein Protokoll zu fertigen, das vom Versammlungsleiter zu unter-
zeichnen ist.

Il. Der Mitgliederversammlung obliegt insbesondere:

a) die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Verwaltungsrats nach
Maßgabe derAbs. V und Vl,
b) die Ernennung von Ehrenpräsidenten und die Verleihung von Ehrenmitglied-
schaften auf Vorschlag des Vewaltungsrats,
c) die Bestimmung der Rechte und Wahrnehmungsbedingungen, die den Ge-
genstand des Wahrnehmungsvertrags und des lnkassoauftrags für das Ausland
bilden nach Maßgabe der Abs. Vll und Vlll,
cc) die Festlegung der Bedingungen, zu denen ein Wahrnehmungsberech-
tigter jedermann das Recht einräumen kann, seine Werke oder sonstige
Schutzgegenstände für nicht kommezielle Zwecke zu nutzen,
d)dieAufstellungundAnderungdesVerteilungsplans@
Vll und Vlll einschließlich der Entscheiduno über die alloemeinen Reoeln

S18lNr"3VGG

$17r13VGG

s17t16VGG

€s 17 t7. 30 VGG



Bisherige Satzung und vorgeschlagene Anderungen Erläuterung

| über die venrrendung der nicht verteilbaren rinnatrmen aus uen Rectrten
i nach Maßgabe der Abs. Vll und Vlll,

I oo1 oie Beschlussfa$sung tiber die allgemeinen Grundsätze für die Abzüge
von den Einnahmen aus den Rechten, einschließlich der allgemeinen
Grundsätze für Abzüge zur Deckung der veruvaltungskosten und der Abzü-
ge für die Förderung kulturell bedeutender werke und Leistungen sowie für
die Einrichtung und den Betrieb von Vorsorge- und unterstützungseinrich-
tungen nach Maßgabe der Abs. Vll und Vlll.
e) die Entgegennahme und Erörterung des Geschäftsberichts und die Genehmi-
gung des Jahresabschlusses,
ee) die Entgegennahme der persönlichen Erklärungen der Mitglieder des
Vorstandes und des Venraltungsrates gemäß $ 12a,
ef) die Entgegennahme des Tätigkeitsberichts des Venraltungsrats gemäß
$ t0 Abs. Vl o)
f) die Entlastung des Verwaltungsrats und des Vorstands,
g) die Beschlussfassung über die Satzung und Satzungsänderungen nach
Maßgabe der Abs. Vll und Vlll,
h) die Neufestsetzung eines Mitgliedsbeitrags,
i)
waltur€erals und deren Stellvertreter eewie der TätigkeitsvergttunS des Vereit

ie Genehmigung der Vergü-
tung und sonstigen Leistungen an die Mitglieder des venraltungsrats und
deren Stellvertreter gemäß $ 10 Abs. Vl.l+ lX,
j) die tseschlussfassung [iber den jährlichen Transparenzbericht,
k) die Seechlussfassung tiber die allgemeine Anlagepolitik in Bezug auf die
Einnahmen aus den Rechten.

lla. Die folgenden Befugnisse werden von der Mitgliederversammlung auf
den Venrvaltungsrat übertragen :

a) die Bestellung und Abberufung des Abschlussprüferc oder die Mitglied-
schaft in einem genos$enschaftlichen Prüfungsverband,
b) Zusammenschltisse und Bündnisse unter Beteiligung der VG WORT, die
Grtindung von Tochtergesellschaften, die übernahme anderer organisati-
onen und den Erwerb von Anteilen oder Rechten an anderen organisatio-
nen durch die VG WORT,
c) die Beochlussfassung tiber die Grundsätze des Risikomanagements,
d) der Enrerb, der Verkauf und die Beleihung unbeweglicher $achen,
e) die Aufnahme und die Vergabe von Darlehen sowie die Stellung von Dar-
lehenssicherheiten;
f) der Abschlussn der lnhalt und die Beendigung von Repräsentationsver-
einbarungen und Gegenseitigkeitsverträgen mit inländischen und auslän-
d ischen Venrertu n gsgesellech aften,
g) die Aufstellung und Gestaltung von Tarifen und Gesamtvefträgen,
h) die Ernennung und Abberufung der Mitglieder des Vorctandes sowie die
Genehmigung von deren Vergütung und sonetigen Leistungen.

lll. ln der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine stimme, Beschlüsse
werden mit einfacher Mehrheit der anwosenden oder vertretenen oder ihr
stimmrecht im wege elektronischer Kommunikation gem.S 7a ausübenden
Mitglieder gefasst, soweit nicht eine Abstimmung nach Berufsgruppen zu erfol-
gen hat. eehrifttiehen Vell
ffi ftr bis su zweiwei.tsre Mitglieder zusüben, Verlage
itben ihr Stimmrecht durch ihre gesetzlich berufenan oder bevollmächtigten Ver-
treter aus,

lv. Jedes Mitglied ist berechtigt, seine Rechte in der Mitgliederversamm-
lung auch durch einen vertreter ausüben zu lassen, Eine Vertretung durch
ein anderes Mitglied ist nur möglich, wenn dieses in der gleichen Berufs-
g4rppe stimmberechtigt ist. Die Anzahl der durch denselben Vertreter ver-

$17t9VGG

s 21 ilrvGG

s 22 rvvcc
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tretenen Mitglieder ist auf maximal zehn beschränkt, wobei sämtliche ver-
tretenen Mitglieder in der gleichen Berufsgruppe stimmberechtigt sein
müssen. Eine Vollmacht zur Vertretung eines Mitglieds in der Mitglieder-
versammlung lst nur wirksam, wenn sie auf die Vertretung des Mitglieds in
dieser Mitgliederversammlung beschränkt ist. Der Vertreter ist verpflichtet,
entsprechend d.en Anweisungen des Mitglieds abzustimmen, das ihn be-
stellt hat. Eine Uberwachung dieser Verpflichtung durch die VG WORT er-
folgt nicht; Verstöße flihren nicht zur Unwirksamkeit der Stimmabgabe.

lVa. Mitglieder können eish.nur dureh ein Mitg*ied' Delegierte der Wahrneh-
mungsberechtigten ($ I Abs. ll) können eich nur durch einen gewählten Stell-
vertreter i n der M itg liederversamm I u ng vertreten lassen.

V. Eine Abstimmung nach Berufsgruppen findet in folgenden Fällen statt:

a) bei Satzungsänderung,
b) beiAufstellung und Anderung des Verteilungsplans, einschließlich der Ent-
scheidung über die allgemeinen Regeln über die Venrendung der nicht
verteilbaren Einnahmen aus den Rechten und der Beschlussfassung über
die allgemeinen Grundsätze für die Abzüge von den Einnahmen aus den
Rechten,
bb) bei Anderungen oder Ergänzungen der Rechte und Wahrnehmungsbe-
dingungen, die den Gegenstand des Wahrnehmungsvertrags und des ln-
kassoauftrag$ für das Ausland bilden, einschließlich der Bedingungen, zu
denen ein Wahrnehmungsberechtigter jedermann das Recht einräumen
kann, seine Werke oder sonstige Schutzgegenstände für nicht kommerziel-
le Zwecke zu nutzen,
c) bei Beschlussfassung über Aufnahmegebühr und Mitgliedsbeiträge,
d) bei Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrats,
e) beiAuflösung des Vereins.

Vl. Jede der 6 Berufsgruppen wählt aus ihrer Mitte die für sie im Venrvaltungsrat
vorgesehenen Mitglieder und deren Vertreter (vgl.$ 10 Abs. I und ll S, 2) ge-
trennt. Das Nähere regelt eine Wahlordnung. lnnerhalb der einzelnen Berufs-
gruppen erfolgt die Wahl mit einfacher, die Abberufung mit Zweidrittel-Mehrheit,
Falls dreiViertel der in jeder der 5 anderen Berufsgruppen vertretenen Stimmen
sich der Wahl eines in einer Berufsgruppe gewählten Mitglieds widersetzen, wird
die Wahl ungültig und muss wiederholt werden, wobei der Gewählte wiederge-
wählt werden kann; diese Wahl ist endgültig.

Vll. Satzungeänderung, Aufstellung und Anderung.dee Verteilungsplans, Be
ägesnd di€ Auflöesng

des-Verein Abstimmungsgegenstände nach Abs. V mit Ausnahme der Wahl
der Mitglieder des Verwaltungsrats werden in der Mitgliederversammlung
allgemein beraten

$ataungeände
ine

kann Sie können nur mit Zustimmung aller Berufsgruppen angenommen wer-
den.
Vlll. Bei der Abstimmung gemäß Abs. Vll wird das Stimmrecht der Mitglieder
durch die Sprecher der Berufsgruppen ausgeübt. Diese haben vor Abgabe der
Stimme ihrer Berufsgruppe in dieser eine Vorabstimmung vorzunehmen und
dürfen einem Antrag
Verteilungsplans snd Auflösung das Vereins ab*ielt, nur zustimmen, wenn zwei
Drittel der erschienenen, bnAA vertretenen oder ihr Stimmrecht im Wege elekt-
ronischer Kommunikation gem. $ 7a ausübenden, bei Auflösung sogar die
Mehrheit aller Gruppenmitglieder, zugestimmt haben. Solche Beschlüsse bedür-
fen alsdann der Zustimmung aller 6 Berufsgruppen in der ordentlichen oder au-
ßerordentlichen Mitgliederversammlung. Die Sprecher der Berufsgruppen haben
in diesem Fall bei Abqabe ihrer Stimmen das Stimrnverhältnis der in ihrer Be-

möglich, vgl. Art. 8 X
RL.
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rufsgruppe durchgeführten Abstimmung zu Protokoll zu geben.

$7a
Ausübung von Mitgliedschaftsrechten in elektronischer Form

l. Anstelle der $timmrechtsausübung unmittelbar in der Mitgliederver-
sammlung gem. $ 7 können die Mitglieder ihr stimmrecht im vorfeld der
Mitgliederversammlung im wege elektronischer Kommunikation ausüben
(elektronische stimmabgabe). Eine solche elektronischer stimmabgabe ist
nur hinsichtlich der mit der Einladung übermiftelten Beschlussanträge
möglich2.

ll. Die Ausübung des stimmrechts per elektronischer stimmabgabe ist
nicht tlbertragbar und unwiderruflich, Mitglieder, die ihre stimme in elekt-
ronischer Form abgegeben haben, können sich nicht durch ein anderes
Mitglied in der Mitgliederversammlung vertreten lassen oder als vertreter
für ein anderes Mitglied an der Mitgliedervesammlung teilnehmen.

lll. Mitglieder haben ferner die Möglichkeit, die Mitgliedervercammlung per
Live-Stream zu verfolgen.

lv. Voraussetzung ftir die stimmrechtsausübung per elektronischer
Stimmabgabe und die Verfolgung der Mitgliedervensammlung per Live-
stream ist eine vorherige Registrierung und die Einhaltung der trierfür gel-
tenden Fristen und Authentifizierungsanforderungen.

v. Technische $törungen im Zusammenhang mit der elektronischen
stimmabgabe oder des Live-streams führen nicht zur unwirksamkeit von
Beschlüssen der Mitgliederversammlung, sofern seitens der VG WORT
keine vorsätzliche oder g rob fah rlässige Pf I ichtverletzu ng vorl iegt.

Vl, Das Nähere regelt eine vom Venraltungsrat (vgl, S 10 Vl m)) beschlos-
sene Geschäftsordnung.

$ le iltvcc

s8
Versammlung der Wahrnehmungsberechtigten und Delegierte

l. Am Vortag jeder ordentlichen Mitgliederversarnmlung findet eine Versammlung
der wahrnehmungsberechtigten statt. Einladungen ergehen im Einvernehmen
mil dem Venrualtungsrat durch den Vorstand. ln dieser Versammlung, die von
dem Vorsitzenden des Venraltungsrats oder seinem Stellvertreter geleitet wird,
erstaüet der Vorstand den Geschäftsbericht und gibt den Wahr-
nehmungsberechtigten Auskunfte.

ll. Die Versammlung wählt alle 4 Jahre aus ihrer Mitte Delegierte der wahrneh-
mungsberechtigten" Die wahrnehmungsberechtigten der Berufsgruppen 'l bis 3
können je 5 Delegierte, die wahrnehmungsberechtigten der Berufsgruppen 4 bis
6 je 3 Delegierte wählen, sowie in allen Berufsgruppen ebenso viele Stellvertre-
ter. Jeder anwesende wahrnehmungsberechtigte kann unter Vorlage einer
schriftlichen vollmacht auch das Stimmrecht für bis zu zwei weitere abwesende
wahrnehmungsberechtigte ausüben. Mitglieder sind weder aktiv noch passiv
wahlberechtigt. Das Nähere regelt eine vom Venrvaltungsrat (vgl. g i0 Vl m))
beschlossene Wahlordn u ng,

S 20 ll Nr. 2 VGG

2 Die Festlegung der Abstimmungsgegenstände, in denen eine eleütronische Stimmabgabe möglich is! muss
zunächst noch im Verwaltungsrat der VG WORT diskutiert werden. Anderungen der tr'ormulierung im
Rahmen einer Tischvorlage sind nicht ausgeschlossen.
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lll. Die Amtsdauer der Delegierten beginnt mit dem Schluss der auf die Neuwahl
folgenden ordentlichen Mitgliederversammlung; sie endet mit Beginn der folgen-
den Amtszeit sowie im Fall der Aufnahme als Mitglied. Die Wiederwahl ist zuläs-
sig.

lV ll{, Den Delegierten der Wahrnehmungsberechtigten stehen in ihrer Amtszeit
alle Rechte der Mitglieder zu, mit Ausnahme des passiven Wahlrechts. Stellver-
treter der Delegierten können das Stimmrecht nicht per elektronischer
Stimmabgabe gem. $ 7a aueüben.

$ 20 ll Nr. 4 VGG

se
Grundsätze des Verteilungsplans und der Verteilung

l. Der Verteilungsplan hat folgende Grundsätze zu beachten:

1. Soweit mit angemessenen Mitteln feststellbar, hat jeder Berechtigte den auf
die Nutzung seines Werkes entfallenen Anteil am Ertrag zu erhalten.

2. Soweit in diesem Sinn der individuelle Anteil der Nutzung am Ertrag nicht fest-
stellbar ist, sind allgemeine Bewertungs- und Verteilungsregeln zur pauschalen
Annäherung an diese Anteilsbemessung aufzustellen, indem
a) das Ausmaß der Nutzung und
b) die kulturelle oder künstlerische Bedeutung
des Werks jedes Berechtigten in angemessenem Umfang zu berücksichtigen
sind.

3.

@ Verleger werden im Rahmen der gesetzlichen
Regelungen beteiligt.

ll. Es werden ein Autorenversorgungswerk und ein Sozialfonds gebildet:

1. Vom Gesamtaufkommen der VG WORT werden dem Autorenversorgungs-
werk jährlich wiederkehrende Geldleistungen zugewendet. Die Höhe dieser Leis-
tungen beträgt bis zu 50 %, mindestens jedoch 35 % des Aufkommens (abzüg-
lich eines allgemeinen Kostenanteils derVG WORT in Höhe von 10 % vorab)
aus der Bibliothekstantieme gem. S 27 Abs. 2 UrhG, Über die Höhe der Zuwen-
dung entscheidet der Verwaltungsrat.

2. Der Sozialfonds soll die finanzielle Unterstützung und Förderung von in Not
geratenen Wortautoren und Verlegern sowie deren Hinterbliebenen überneh-
men; er ist selbstlos tätig und verfolgt ausschließlich und unmittelbar mildtätige
Zwecke im Sinne des Steuerrechts. Die jährlichen Zuwendungen an den Sozial-
fonds werden vom Venrualtungsrat beschlossen und dürfen 10 % der Jahresein-
nahmen nicht überschreiten. Über die Verwaltung und Verwendung dieses
Fonds beschließt der Verwaltungsrat, der dieses Recht delegieren kann.

lll. Soweit sich das Aufkommen aus der Bibliothekstantieme gem. $ 27 Abs. 2
UrhG auf Ausleihen in wissenschaftlichen und Fachbüchereien (einschließlich
der wissenschaftlichen Zentralbibliotheken, lnstituts- und Spezialbibliotheken)
bezieht, wir.d-der werden - nach Abzug des allgemeinen Kostenanteils der Ver-
wertungsgesellschaft WORT, der Zuweisung zum Autorenversorgungswerk ge-
mäß Abs, ll.1 und zum Sozialfonds gemäß Abs. 11.2, etwaiger Rückstetlungen;
und der Ausschüttungen an die Urheber von Zeitschriftenaufsätzen ss{AAe-der

-50%des
Aufkommens für wissenschaftliche sowie Fach- und Sachbücher zur Förde-
rung von wissenschaftlichem Schrifttum und Fachschrifttum ausgeschüttet (För-
derungsaussch üttung).

lV. lm Übrigen wird das Aufkommen der VG WORT nach Abzuo der Kosten nach

Umsetzung der BGH-
Entscheidung ,,Verle-
geranteil" (AZ IZR
1 98ll 3)
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denvonderMitgliederversammlungbeschlossenenVe@
Wahrnehmung@berechtigtenjährlichverteilt.

$10
Verwaltungsrat

L Der Veruvaltungsrat besteht aus 21 Mitgliedern. Die Berufsgruppe 1 wählt s, die
Berufsgruppe 2 wählt 5, die Berufsgruppe 3 wählt 4, die Berufsgruppe 4 wählt 3,
die Berufsgruppe 5 wählt 2 und die Berufsgruppe 6 wählt 2 Mitgtieder in den
Venivaltungsrat.

ll. Jede Berufsgruppe wählt ferner bis zu 2 Stellvertreter. Sie erhalten die für den
Verwaltungsrat bestimmten Mitteilungen und die Einladung zu den Verwaltungs-
ratssitzungen, sie haben nur stimmrecht nach Maßgabe der Geschäftsordnung,
wenn ein Verwaltungsratsmitglied ihrer Berufsgruppe verhindert ist.

lll. Der Venrvaltungsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und seinen Stell-
vertreter, wobei einer Autor, der andere Verleger sein muss.

lv, Die Amtsdauer der Verwaltungsratsmitglieder beträgt 4 Jahre. Eine wieder-
wahl ist zulä,ssig^ Solange eine Neuwahl nicht stattfindet, bleibt der Venrualtungs-
rat im Amt. scheidet während der Amtsdauer ein venivaltungsratsmitglied aus,
so haben die Verwaltungsratsmitglieder seiner Berufsgruppe ein Ersatzmitglied
zu wählen, das an die Stelle des Ausscheidenden tritt.

V. Dem Verwaltungsrat obliegt:
a) Bestellung und Abberufung des Vorstands,
b) Abschluss von Verträgen mit dem Vorstand,
c).Genehmigung der Vergütungen und sonstigen Leistungen für die geschäfts-
führend hauptamtlich tätigen und die ehrenamflichen Voritandsmitglieder.

Vl. Zu den Aufgaben und Befugnissen des verwaltungsrats gehören insbesonde-
re:
vor a) Übenuachung der Tätigkeit und Aufgabenerfüllung des vorstands
a) Weisungen an den Vorstand,
b) Bestimmung der Geschäfte, die dem Vorstand neben den Geschäften der
laufenden Verwaltung zur alleinigen Erledigung rJbertragen werden,
c) Vonrchlag über die Abfassung des wahrnehmungsvertrags und des lnkas-
soauftrags für das Ausland, unbeschadet des g 7 Abs. ll c),

erträgenrnit anderen
@

ag€r+r
f) zustiinmung au Gegeneelligkeitsverträgen mit ausländisehen Verwe{tungsge

useh ven lahlungen versehen,
g) Errichtung, Übenrvachung und Auflösung von Kommßsionen nach Maßgabe
von $ 11,
h) Ausschluss von Mitgliedern aus wichtigem Grund,
i) Vorschlag ü.ber die Aufstellung und Anderung des Verteilungsplans,
j) Erlass und Anderung seiner Geschäftsordnung,
k) Feststellung des vom vorstand vorgelegten Haushaltsplans (Etatvoranschlag)
und des Jah resabschlusses,
l) Anderungen und Ergänzungen der satzungen der,,sozialfonds der VG woRT
GmbH" und der,,Förderungsfonds Wissenschaft der VG WORT GmbH.,
m) Aufstellung, Anderung und Ergänzung von wahlordnungen für die wahlen
nach $ | Abs ll a, $ 8 Abs. ll sowie der Geschäftsordnungen für die Abstimmung
nach $ 7 Abs. Vll und Vlll und die Ausübung von Mitgliedschaftsrechten in
elektronischer Form nach g 7a Abs. Vl,
n) !?c-h dem Verteilungsplan erforderliche Beschlüsse des Verwaltungsrats,
o)Äbfassung des Tätigkeitsberichts an die Mitgliedervercammlung nach g
7 Abs. ll ef)

$$ 18 I Nr. 1, ll, 22 lll
Nr, l VGG

$ 22 lll Nr. 2 VGG

wird von nachfolgend
q) ,,von der MV auf
den VR übertragene
Befugnisse" erfasst

$ 22 JV VGG
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p) Uberwachung der Tätigkeit und Aufgabenerfüllung derjenigen Personen,
die kraft Gesetzes oder nach der $atzung zur Vertretung einer von der VG
WORT abhängigen Veruvertungseinrichtung berechtigt sind, soweit die
abhängige Venrertungseinrichtung Tätigkeiten einer Veruvertungsgesell-
schaft ausübt,
q) Wahrnehmung der von der Mitgliedervercammlung gemäß g 7 Abs. lla
auf den Venraltungsrat übertragenen Befugnisse,

r) Austibung der sonstigen, in dieser Satzung vorgesehenen Befugnisse.

Vll. Die Abstimmung im Verwaltungsrat erfolgt mit einfacher Stimmenmehrheit
der anwesenden Mitglieder, Fiir die Beschlüsse nach$S"Ab+-ll, $$ 10 Abs. V,
s€$ris Abs. Vl a) - m), Abs. Vl q) iVm. $ 7 AbE. lla b) sowie gg 6 und 7 des
Verteilungsplans ist Dreiviertelmehrheit erforderlich; unter den Stimmen, die
diese Mehrheit ausmachen, muss die Stimme mindestens eines Verwaltungs-
ratsmitglieds jeder Berufsgruppe sein"

Vlll. Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens 14 Mitglieder an-
wesend sind. Über die Sitzung ist ein Protokoll zu fertigen, das vom Vorsitzen-
den oder dessen Vertreter zu unterzeichnen ist.

lX. Die Tätigkeit des Venualtungsrats ist grundsätzlich ehrenamtlich. Die Mitglie-
der des Veruvaltungsrats und deren Stellvertreter erhalten Ersatz ihrer Reisekos-
ten und Barauslagen sowie pauschale Sitzungsgelder in angemessener Höhe,
Der Vorsitzende erhält zusätzlich eine Tätigkeitsvergütung.

S 22 lll Nr, 3 VGG

S$22lll Nr. 1,1711
VGG (s.o, unter $ 7
Abs. lla)

vgl.$9Abs. 1Nr. 1

und2,$3Abs.8und
9,$6Abs.4usw.

Einschränkung des
Erfordernisses der
Dreiviertelmehrheit

s 11
Kommissionen

L Der Venrvaltungsrat kann zur Vorbereitung seiner Beschlüsse nach seinem
Ermessen Kommissionen einsetzen. Er entscheidet über Zusammensetzung und
Zahl der Mitglieder der einzelnen Kommissionen nach freiem Ermessen und
benennt deren Mitglieder. Die Mitglieder der Kommissionen sollen, aber müssen
nicht Mitglieder des Verwaltungsrats sein; grundsätzlich soll dabei das Prinzip
der Mitwirkung aller Berufsgruppen gewahrt werden.

ll. Die Kommissionen bleiben so lange tätig, bis der Verwaltungsrat gem. g 10
Abs. Vll S. 2 Anderungen beschließt.

lll. Folgende Kommissionen sind dauerhaft einzurichten:
a) Die Satzungskommission bereitet Anderungen und Ergänzungen von Sat-
zung, Wahrnehmungsvertrag und lnkassoauftrag für das Ausland vor und unter-
breitet dem Verwaltu n gsrat entsprechende Vorsch läge;
b) die Bewertungskommission bereitet Anderungen und Ergänzungen des Ver-
teilungsplans der VG WORT vor und unterbreitet dem Verwaltungsrat entspre-
chende Vorschläge;
c) die Kommission Wissenschaft berät den Venrvaltungsrat in allen den Bereich
Wissenschaft betreffenden Fragen und unterbreitet dem Venrualtungsrat entspre-
chende Vorschläge.

Diese Kommissionen können sich eine Geschäftsordnung geben. Sie wählen
aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und dessen $tellvertreter, wobei einer Autor,
der andere Verleger sein muss. Mitglieder und , Wahrnehmungsberechtigte -
@derVGWoRTkÖnnensichjederzeitschriftlichandie
Kommissionen mit Anliegen wenden, die deren Zuständigkeitsbereich betreffen.

lV. Die Kommissionen befassen sich neben den Grundsatzfragen nach Abs. lll.
auch mit Einzelfällen, insbesondere Beschwerden über Entscheidunqen der

10
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Verwaltung und der Geschäftsführung; der Verwaltungsrat kann entsctreroungen
irber solche Einzelfälle an die nach Abs. lll. zuständigen Kommissionen zur B-e-
sch lussfassung delegieren.

V. S 10 Abs. Vlll S. 1 und 2 gelten entsprechend.

$12
Vorstand

L Der vorstand besteht aus vier oder fünf Mitgliedern. Ein oder zwei Mitglieder
sind geschäftsführend hauptamtlich tätig und erhalten ein Gehalt" Mit ihm oder
ihnen schließt der Verwaltungsrat einen Anstellungsvertrag. Sind zwei Mitglieder
hauptamtlich tätig, regelt eine vom Verwaltungsrat zu genehmigende Ge-
schäftsordnung ihren Aufgaben- und Verantwortungsbereich. Drei Mitglieder sind
ehrenamtlich tätig; eines sollAutor, eines Verleger sein. Die drei ehrenamilichen
Mitglieder sind vom Verwaltungsrat alle 5 Jahre neu zu bestellen; Wiederwahl ist
zulässig. solange eine Neuwahl nicht stattfindet, bleiben die ehrenamflichen
Mitglieder im Amt. Scheidet ein ehrenamtliches Mitglied des Vorstands während
der wahlperiode aus, so wird dafiir vom Verwaltungsrat ein Mitglied für den Rest
der Wahlperiode bestellt. Die ehrenamtlichen Mitglieder erhalten eine Tätigkeits-
vergütung.

ll. Der Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichttich. Zur Vertre-
tung des Vereins ist ein geschäftsführendes Vorstandsmitglied gemeinsam mit
einem weiteren geschäftsführenden Vorstandsmitglied oder einem ehrenamili-
chen Vorstandsmitglied berechtigt. Fatls nur ein geschäftsführendes vorstands-
mitglied bestellt ist, wird der Verein im Falle von dessen lang anhaltender Ver-
h inderu n g d urch zwei eh renamtliche M itg lieder vertreten "

lll. Der Vorstand bereitet die Beschlüsse des Verwaltungsrats vor und führt sie
aus. Er nimmt die Geschäfte der laufenden Verwaltung und die ihm gem. $ 10
Abs. Vl b) durch den Verwaltungsrat übertragenen Geschäfte wahr,

lV. Der Vorstand hat den verwaltungsratsmitgliedern halbjährlich einen Ge-
schäftsbericht und außerdem spätestens mit der Ladung zu der ordenilichen
Mitgliederversammlung einen Geschäftsbericht über das abgelaufene Geschäfts-
jahr sowie einen Voranschlag für das folgende Jahr vozulegen.

V. Der Vorstand hat der zuständigen Venrvaltungsbehörde eine Liste der Mitglie-
der des Verwaltungsrats und des Vorstands einzureichen, aus welcher Name,
Vorname, stand und wohnort zu entnehmen sind. Er hat diese Liste durch Vor-
lage der Versammlungs- bzw. sitzungsprotokolle nachzuweisen, Er hat ferner
jede veränderung dieser organe unverzüglich nach Eintritt der Anderung mitzu-
teilen.

vl. Der vorstand hat die ihm nach dieser $atzung übertragenen Geschäfte
und Aufgaben solide, umsichtig und angemeasen zu erfüllen. Die Mitglie-
der des Vorstandes haben lnteressenkonflikte zu vermeiden. unvermeidba-
re I nteressen konflikte si nd gegen ü ber dem Venlrraltu n gsrat offenzu legen
und baldmöglichst zu beenden. Die Einhaltung dieser Verpflichtungen ist
durch den Verwaltungsrat zu übenrachen.

$ 21 Abs. I und ll
VGG

$ l2a
Persönliche Erklärungen von Vorstand und Venraltungsrat

l. Die Mitglieder des Vorstandes und des Venrvaltungsrats und deren stell-
vertreter haben jährlich gegenüber der ordentlichen Mitgliederversamm-
lung ($ 6 Abs, l) eine per*önliche Erktärung mlt fotgendem lnhatt abeuge.
ben:

$ 21 lll und lV VGG
(gilt entsprechend für
die Mitglieder des
Verwaltunosrates. $

l1
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a) ihren Beteiligungen an der VG Wort,
b) die Höhe ihrer Vergütung und sonstigen Leistungen, die von der VG
WORT im abgelaufenen Geschäftsjahr bezogen wurden,
c) die Höhe der Beträge, die sie in der Eigenschaft als Wahrnehmungsbe-
rechtigter von der VG WORT im abgelaufenen Geschäftsjahr erhalten ha-
ben und
d) Art und Umfang eines tatsächlichen oder möglichen Konflikts zwischen
ihren persönlichen lnteressen und den lnteressen der VG WORT oder zwi-
schen ihren Pflichten gegentiber der VG WORT und ihren Pflichten gegen-
über einer anderen natürlichen oder juristischen Person.

ll. lm Rahmen der parsönlichen Erklärung erfolgt bei der Angabe der Be-
träge gemäß Abs. I c) eine Einordnung nach folgenden $tufenwerten:- StufE 1

- Stufe 2
- $tufe 3
- Stufe 4
- Stufe 5
- Stufe 6
- Stufe 7
- Stufe 8
- Stufe 9

bis 3500 Euro
bis 7000 Euro
bis {5.000 Euro
bis 30,000 Euro
bis 50.000 Euro
bis 75.000 Euro
bis 100.000 Euro
bis {50.000 Euro
bis 250.000 Euro

- Stufe 10 über 250.000 Euro

lll. Die Abgabe der persönlichen Erklärungen erfolgt jewells in schriftlicher
Form durch Ausfüllen eines entsprechenden Formulars, Die Erklärungen
können im Rahmen der ordentlichen Mitgliederversammlung eingesehen
werden.

22 V VGG)

Gewählte $tufen
entsprechen denjeni-
gen für Nebenein-
ktlnfte von Abgeord-
neten des Bundes-
tags (vgl, Gesetzes-
begründung zu $ 21
VGG: ,,Stufen, die
sich an den für die
Abgeordneten des
Deutschen Bundes-
tages gellenden Re-
gelungen über Anga-
ben zu Einltünften
aus Nebontätigkeiten
orientieren, sind
grundsätzlich ange-
messen.")

s 12b
Beschwerdeverfahren

l. Wahrnehmungsberechtigten, Mitgliedern sowie anderen Venuertungsge-
sellschaften, für die Rechte im Rahmen einer Repräsentationsvereinbarung
oder aines Gegenseitigkeitsvertrages wahrgenommen werden, steht ge-
genüber Entscheidungen der VG WORT oder bei Verletzung ihrer berech-
tigten lnteressen die Möglichkeit der Beschwerde offen. Das Gleiche gilt für
Inhaber von Rechten, die zum Tätigkeitsbereieh der VG WORT gehören,
soweit Beschwerdegegenstand die Aufnahme der Rechtewahrnehmung ist.

ll. Gegenstand einer Beschwerde kann insbesondere sein:
a) die Aufnahme und die Beendigung der Rechtewahrnehmung oder der
Entzug von Rechten,
b)die Bedingungen ftir die Mitgliedschaft und die Wahrnehmungsbedin-
gungen,
c) die Einziehung, Venraltung und Verteilung der Einnahmen aus den
Rechten,
d) die Abztige von den Einnahmen aus den Rechten.

lll. Die Beschwerde soll in Textform eingelegt werden und ist an den Vor-
stand zu richten. Der Vorstand kann der Beschwerde abhelfen. Falls der
Vorstand nicht abhilft, ist eine weitere Beschwerde an die in g 11 Abs. lll
genannten Kommissionen möglich (vgl.S 11 Abs.lV).

lV. Die VG WORT entscheidet über Beschwerden in Textform, Soweit der
Beschwerde nicht abgeholfen wird, ist dies zu begründen.

S 33 VGG (Art. 33
RL)

Vgl. Gesetzesbe-
grtindung zu $ 33
VGG

$33ilVGc

$ 33 ilrVGG

s13
Geschäftsiahr

t2
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Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

s14
Satzungsänderungen

satzungsänderungen bedürfen gemäß g 33 Abs, 2 BGB zu ihrer wirksamkeit der
Genehmigung der Verleihungsbehörde. Sie sind der Aufsichtsbehörde mitzutei-
len.

$15
Auflösung des Vereins

lm Falle der Auflösung des Vereins muss etwa verbleibendes Vermögen verei-
nigungen zugeführt werden, deren gemeinnütziger und kultureller Zwbck aner-
kannt ist.

i**
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Vorbemerkung: 

Aufgrund der Entscheidung des Bundesgerichtshofs „Verlegeranteil" 
vom 21. April 2016 (Az.: I ZR 198/13) und der in diesem Zusammen-
hang möglicherweise in Kürze anstehenden Änderungen des Verwer-
tungsgesellschaftengesetzes und des Urheberrechtsgesetzes' gelten 
für die Anwendung des Verteilungsplans der VG WORT bis auf weite-
res folgende Maßgaben: 

1. Sämtliche Regelungen des Verteilungsplans, die eine Beteiligung 
von Verlegern an den Einnahmen der VG WORT vorsehen, sind bis zu 
einer Neuregelung dieses Verteilungsplans, die die Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs und etwaige Änderungen des Verwertungsge-
sellschaftengesetzes und des Urheberrechtsgesetzes berücksichtigt, 
ausgesetzt und finden keine Anwendung. Dies schließt nicht aus, 
Ausschüttungen an Autoren mittelbar über Verlage durchzuführen, 
sofern die Verlage hierbei die jeweiligen Gelder ungemindert weiterlei-
ten. 

2. Sämtliche Regelungen des Verteilungsplans, die eine Beteiligung 
von Urhebern vorsehen, gelten bis zu einer Neuregelung dieses Ver-
teilungsplans mit der Maßgabe fort, dass die bisherige Aufteilung 
zwischen Urhebern und Verlagen sowie die sich daraus ergebende 
Höhe der Ausschüttungen an Urheber lediglich vorläufigen Charakter 
haben und etwaige weitere Zahlungen an Urheber im Anschluss an 
eine Neuregelung nicht ausschließen. 

3. Auch die Regelungen zur Beteiligung von Urheberorganisationen 
gem. §§ 46, 45 Abs. 7 und 48 Abs. 13 Verteilungsplan sind bis zu einer 
Neuregelung dieses Verteilungsplans ausgesetzt. 

Anlage 5 zur a.o. Mitgliederversammlung am 26.11.2016 

Vorschläge zur Änderung des 
VERTEILUNGSPLANS 

(Fassung vom 4. Juni 2016) 

zur Vorlage für die außerordentliche Mitgliederversammlung am 26. November 2016 

(Neue oder geänderte Texte sind durch Fettdruck bzw. Streichungen gekennzeichnet) 

Vorbemerkung. 
Aus Gründen der Übersichtlichkeit wurde die bisherige Nummerierung in dieser Vorlage weitgehend 
beibehalten. Abschließend erfolgt noch eine fortlaufende (Neu-)Nummerierung von Paragraphen. Absät-
zen und Nummern. 

Teil 1: Allgemeine Grundsätze 

I vgl. Ausschussdrucksache RA BT 18(6)238(neu) vom 5. Juli 2016 des Rechtsausschusses des 
Deutschen Bundestags 
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§ 1 Berechtigte 

Vgl. nachstehend § 4 Abs 
la 

Zukünftig nur noch eine 
Kategorie von Berechtig-
ten iSv § 6 VGG vorgese-
hen (Wegfall des Status 
„Bezugsberechtigte") 

§ 46 VGG 

1. Bei der Verteilung berücksichtigt werden Urheber und Verlage, die 
nachweislich Inhaber von Urheber- und Nutzungsrechten an Sprachwerken 
sind und mit der VG WORT einen Wahrnehmungsvertrag abgeschlossen 
haben (Wahrnehmungsberechtigte). - 	• ee• "-e- -•ez• - 

e• 	. 	:.• e.•• 

creel—Jahr—cles--Vertracisse,h-ltisses-. Einsendeschluss für den Wahrneh-
mungsvertrag ist jeweils der 31. Dezember (Posteingang bei der VG 
WORT). 

"-e 	e•:• 

-§§ 58 60 borücksichtigt. 

2. In- und ausländische Verwertungsgesellschaften, für die die VG 
WORT auf der Grundlage einer Repräsentationsvereinbarung oder 
eines Gegenseitigkeitsvertrages Rechte wahrnimmt, werden unter den 
Voraussetzungen des § 8a berücksichtigt. 

§ 2 Verteilungssummen 

1. Die Verteilungssummen werden für jedes Geschäftsjahr vom Verwal-
tungsrat nach Sparten getrennt festgestellt. Sie werden gebildet aus den für 
jede Sparte eingegangenen Einnahmen aus den Rechten abzüglich der 
Verwaltungskosten, un-o den in der Satzung der VG WORT vorgesehenen 
Zuweisungen an das Autorenversorgungswerk, den Sozialfonds und den 
Förderungsfonds Wissenschaft sowie derjenigen Beträge, welche in-
und ausländischen Verwertungsgesellschaften zustehen, mit denen 
die VG WORT eine Repräsentationsvereinbarung oder einen Gegen-
seitigkeitsvertrag geschlossen hat. 

la. Im Hinblick auf den Abzug von Verwaltungskosten gelten folgende 
allgemeine Grundsätze: 
a) Zur Deckung der Verwaltungskosten, die der VG WORT durch die 
Wahrnehmung der übertragenen Rechte und Ansprüche jährlich ent-
stehen, wird für jedes Geschäftsjahr ein einheitlicher Kostensatz ge-
bildet. Dieser Kostensatz wird bei jeder Ausschüttung von der auf den 
Berechtigten entfallenden Zahlung vorher in Abzug gebracht. 
b) Die Abzüge müssen im Verhältnis zu den Leistungen der VG WORT 
angemessen sein und dürfen die gerechtfertigten und belegten Kos-
ten nicht übersteigen. 

lb. Erträge aus der Anlage von Einnahmen werden nach denselben 
Regeln verteilt wie die jeweiligen Einnahmen selbst. 

2. Es sind für jede Sparte Rückstellungen zu bilden für Urheber und Verla-
ge, die noch keinen Wahrnehmungsvertrag abgeschlossen haben sowie für 
Berechtigte, die ihre Ansprüche nicht fFietgeresh4 innerhalb der für den 
jeweiligen Ausschüttungstermin vorgesehenen Meldefrist geltend ge-
macht haben. 

§ 46 VGG 

§§ 17 Abs. 1 Nr. 9, 31 
VGG 

§23S. 2 VGG 

§ 3 Grundsätze der Verteilung 

1. Soweit nachfolgend oder in den Regelungen für die einzelnen Sparten 
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nichts anderes bestimmt ist, bestehen die Verteilungssummen aus einem 
Urheber- und einem Verlagsanteil und werden den Berechtigten gegenüber 
gesondert abgerechnet und verteilt. 

2. Die Höhe des Urheberanteils und des Verlagsanteils ist abhängig von 
der Sparte, in der die Einnahmen erzielt werden. Vorbehaltlich weiterer 
Regelungen in der Satzung und in den einzelnen Sparten betragen die 
Anteile der an einem Werk Berechtigten in den Sparten 

a) Bibliothekstantieme (allgemeine öffentliche Bibliotheken), Video-
Vermietung, Geräte- und Speichermedienvergütung (audio- und audiovisu-
eller Bereich), öffentliche Wiedergabe, Vervielfältigung von stehendem Text 
(Belletristik, Kinder- und Jugendbuch, Tageszeitungen, Wochenpresse und 
Publikumszeitschriften), Fotokopieren in Schulen und Fotokopieren in 
Volkshochschulen (Belletristik, Kinder- und Jugendbuch, Sammlungen für 
den Kirchen, Schul- oder Unterrichtsgebrauch, Tageszeitungen, Wochen-
presse und Publikumszeitschriften), Sammlungen für den Kirchen-, Schul-
oder Unterrichtsgebrauch, Kleine Senderechte, Vortragsrecht, Kabelweiter-
sendung, Blindenschriftausgaben, Öffentliche Zugänglichmachung für Un-
terricht und Forschung (Belletristik. Kinder- und Jugendbuch, Tageszeitun-
gen, Wochenpresse und Publikumszeitschriften, Fernsehen, Hörfunk) 

(i) bei nicht oder nicht mehr verlagsgebundenen Werken 
- Urheber 100 

(ii) bei verlagsgebundenen Werken 
- Urheber 70 % 
- Verlag 30 % 

b) Bibliothekstantieme (wissenschaftliche Bibliotheken mit Ausnahme des 
Zeitschriftenanteils), Vervielfältigung von stehendem Text (wissenschaftli-
che sowie Fach- und Sachbücher; wissenschaftliche und Fachzeitschrif-
ten), Fotokopieren in Schulen und Fotokopieren in Volkshochschulen (wis-
senschaftliche sowie Fach- und Sachbücher; wissenschaftliche und Fach-
zeitschriften; Schulbücher, Unterrichtsmaterialien und kartographische Dar-
stellungen; Lehrwerke). Online-Nutzung von Beiträgen (Altwerke), Kopien-
versand auf Bestellung, Öffentliche Zugänglichmachung für Unterricht und 
Forschung (wissenschaftliche sowie Fach- und Sachbücher; wissenschaft-
liche und Fachzeitschriften) 

- Urheber 50 °AD 
- Verlag 50 % 

c) Pressespiegel, Lesezirkel, Digitale Offline-Nutzung von Beiträgen (Alt-
werke), Zeitschriftenanteil der Bibliothekstantieme (wissenschaftliche Bib-
liotheken), Unbekannte Nutzungsarten (§ 1371 UrhG) 

- Urheber 100 % 

d) Bibliothekstantieme für Tonträger produzierende Verlage 
- Verlag 100 % 

e) Vervielfältigung von stehendem Text (Online-Publikationen) 
- Urheber 60 °A 
- Verlag 40 % 

f) Lizenzierung gewerblicher Nutzungen in Unternehmen und Behörden 
(i) bei wissenschaftlichen Werken 

- Urheber 25 % 
- Verlag 75 

(ii) bei nicht-wissenschaftlichen Werken 
- Urheber 70 % 
- Verlag 30 

3 
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3. Die Beteiligungsansprüche richten sich auch dann nach dem Vertei-
lungsplan, wenn im Verlagsvertrag zwischen dem Urheber und dem Verlag 
abweichende Vereinbarungen getroffen worden sind. 

4. Soweit in den Regelungen für die einzelnen Sparten nichts anderes 
bestimmt ist, wird das Aufkommen aus jeder Sparte gesondert abge-
rechnet und verteilt. Ist dort vorgesehen ist, dass das Aufkommen einer 
Sparte oder Anteile davon zur Aufstockung der Vergütung in einer anderen 
Sparte verwendet oder dieser zugeschlagen werden, bestimmen sich Ur-
heber- und Verlagsanteil jeweils nach der Regelung, die für die Sparte gilt, 
in der die Aufstockung oder der Zuschlag erfolgt. 

5. Soweit in den Regelungen für die einzelnen Sparten nichts anderes be-
stimmt ist, sind Übersetzer an dem ausschüttungsfähigen Urheberanteil mit 
50 % beteiligt. Die geschützte Bearbeitung eines gemeinfreien Werkes 
(einschließlich der Übersetzung) wird wie ein Originalwerk bewertet. 

6. Herausgeber werden in der Sparte Vervielfältigung von stehendem Text 
(Vergütung für wissenschaftliche sowie Fach- und Sachbücher gern. § 45 
und § 54) mit 50 % des ausschüttungsfähigen Urheberanteils berücksich-
tigt, wenn sie ein Sammelwerk mit mindestens vier Textbeiträgen verschie-
dener Urheber zusammengestellt oder eine wissenschaftlich kommentierte 
Ausgabe eines gemeinfreien Werkes herausgegeben haben. Herausgeber 
einer wissenschaftlich kommentierten Ausgabe eines urheberrechtlich ge-
schützten Werkes werden mit 25 % berücksichtigt. Herausgeber von Rei-
hen und Zeitschriften werden nicht berücksichtigt. 

7. Soweit nichts anderes bestimmt ist, werden die eingezogenen Beträge 
nach Abzug des Verwaltungskostenanteils und von Zuweisungen an die 
Sozial- und Förderungseinrichtungen der VG WORT an die jeweils Berech-
tigten ausgeschüttet. 

8. Die Höhe der individuellen Ausschüttungen an Urheber und Verlage wird 
vom Verwaltungsrat nach Sparten getrennt jährlich festgelegt. Sie orientiert 
sich insbesondere an der Höhe der verfügbaren Mittel, dem feststellbaren 
Ausmaß der Nutzung eines Werkes und, soweit in den jeweiligen Sparten 
Meldungen vorgesehen sind, der eingegangenen Zahl von Meldungen. 

8a. Eine Ausschüttung setzt voraus, dass die Voraussetzungen ge-
mäß den Regelungen für die einzelnen Sparten erfüllt sind und die 
entsprechenden Rechte und Ansprüche, aufgrund derer die Aus-
schüttung erfolgt, nicht von der Rechtewahrnehmung im Wahrneh-
mungsvertrag ausgenommen worden sind. 

9. Im Bereich der Urheberausschüttung für wissenschaftliche Werke -
Buch oder Beitrag - erfolgt im Hinblick auf Ansprüche aus §§ 27 Abs. 2 
UrhG für Ausleihen in wissenschaftlichen und Fachbibliotheken und 
§§ 54, 54b und 54c UrhG (Textbereich) aufgf‘i4:1€1-def-Mel4ung für jedes 
Werk jeweils eine einmalige Ausschüttung, durch die alle Ansprüche aas 

usleihen in wisscncchaftlichen und Fachbibliotho 
ken und 51, 51b und 51c UrhG (Textbereich)  auch für die Vergangenheit 
und die Zukunft - pauschal abgegolten werden. Das gilt nicht für den Be-
reich Online-Publikationen gern. §§ 59, 60. 

(Weitgehende) Auflösung 
bisheriger gemeinsamer 
Verteilungstöpfe notwen-
dig (§§ 9, 54 Nr. 3 VGG) 

§§ 9,12 VGG 

Umformulierung notwen-
dig im Hinblick auf Tren-
nung beider Ausschüt-
tungsarten 

§ 4 Meldungen 

1. Soweit in den Regelungen für die einzelnen Sparten Meldungen der 
Berechtigten vorgesehen sind, müssen diese bis spätestens 31. Januar 
des auf das Erscheinen oder die Sendung des Werkes folgenden Jahres  
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la. Meldungen der Berechtigten sind nur für solche Werke möglich, 
die ab dem Jahr des Abschlusses des Wahrnehmungsvertrags er-
schienen oder gesendet worden sind. 

e••:• 	•• 	e e: 	e: 	 e 

werden. Ansprüche können nur im Jahr des Erscheinens oder der Sendung 
sowie in den beiden darauf folgenden Abrechnungsjahren geltend gemacht 
werden. 

3. Abweichende Meldefristen gelten für die Bereiche: 
a) Verlagsmeldungen in der Sparte Vervielfältigung von stehendem Text 
(§§ 44 a), 47 Abs. 2. 49 Abs. 3 und 51 Abs. 4), 
b) Urhebermeldungen im Bereich wissenschaftliche und Fachzeitschriften 
(§ 48 Abs. 10), 
c) Online-Publikationen (§§ 59 Abs. 2, 60 Abs. 1). 
Maßgeblich sind in diesen Fällen die Bestimmungen in der jeweiligen Spar-
te. 

4. Meldungen haben online über das von der VG WORT zur Verfügung 
gestellte Internet-Portal oder schriftlich auf den dafür vorgesehenen Melde-
formularen zu erfolgen. Eine Übermittlung der Meldeformulare per Fax oder 
E-Mail kann nicht berücksichtigt werden und ist auch nicht fristwahrend. 

5. Für die Teilnahme am Online-Meldeverfahren ist eine einmalige Regist-
rierung erforderlich. Einsende-schluss für die damit verbundenen Unterla-
gen ist jeweils der 31. Dezember (Posteingang bei der VG WORT). Neue 
Meldesystemregistrierungen, die nach diesem Termin eingehen, werden 
erst ab Februar berücksichtigt. 

§ 5 Ausschüttung 

1 
tigtcn direkt .  

Die Verteilung der Einnahmen erfolgt grundsätzlich spätestens neun 
Monate nach Ablauf des Geschäftsjahrs, in dem sie eingezogen wur-
den, im Rahmen einer Hauptausschüttung. Einnahmen aus den Rech-
ten, die die VG WORT aufgrund von Repräsentationsvereinbarungen 
oder Gegenseitigkeitsverträgen mit anderen Verwertungsgesellschaf-
ten von diesen erhält, werden spätestens sechs Monate nach Erhalt 
verteilt, soweit diese konkreten Werken und Nutzungen individuell 
zugeordnet werden können. Pauschalzahlungen für Nutzungen, die 
individuell nicht zugeordnet werden können, werden zum nächsten 
Ausschüttungstermin für Einnahmen der jeweiligen Sparte aus dem 
Inland verteilt. 

la. Die Frist zur Verteilung läuft nicht ab, solange die VG WORT aus 
sachlichen Gründen an der Durchführung der Verteilung gehindert ist. 
Dies gilt insbesondere, soweit die Verteilung eine vorherige Meldung 
nach § 4 durch den Berechtigten oder Auskünfte der Nutzer voraus-
setzt, Melde-, Erhebungs- oder Werkdaten unvollständig oder klä-
rungsbedürftig sind oder sonstige Verteilungshindernisse bestehen. 
In diesen Fällen erfolgt die Verteilung, nachdem das Verteilungshin-
dernis weggefallen ist, zum nächsten regulären Ausschüttungstermin 
(Ende der Verteilungsfrist), 

2 

§§ 28 Abs 1 — 3 VGG 

46 Abs. 3 VGG 

§ 28 Abs. 3 VGG 
Art. 13 Abs. 1 RL 

Bisheriger Verteilungsplan und vorgeschlagene Änderungen 

bei der VG WORT eingegangen sein, um im Rahmen der nächsten 
Hautausschüttung berücksichtigt werden zu können. Nach diesem 
Datum eingehende Meldungen können erst im Folgejahr berücksich-
tigt werden. 

Erläuterung 

Vereinheitlichung gegen-
über bisheriger Praxis 
(vgl. Übergangsregelung 
am Ende dieses Doku-
ments) 

5 
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lb. Die Festlegung der Ausschüttungstermine erfolgt durch den Vor-
stand. Die Ausschüttungstermine für Ausschüttungen im Rahmen von 
nachträglichen Korrekturen der Verteilung gern. § 6 und für die Vertei-
lung außerordentlicher Einnahmen gern. § 7 werden vom Verwal-
tungsrat gesondert festgelegt. Die Ausschüttungstermine werden auf 
der Internetseite der VG WORT veröffentlicht. 

Regelung wurde nie prak-
tiziert 

§ 54 VGG 
Höhe von  €  

 

r  eine Steuer . 	- 	. 	-•-• • e 	. ..... 	ee: 

 

2. Soweit Ausschüttungsbeträge für einzelne Berechtigte innerhalb 
eines Zeitraums von drei Jahren nach Ablauf des Geschäftsjahres, in 
dem die Beiträge eingezogen wurden, insgesamt nicht mindestens € 
10,- erreichen, erfolgt keine Auszahlung. Diese Beträge werden der 
allgemeinen Verteilung in der jeweiligen Sparte zugeführt, in der sie 
erzielt wurden. 

3. Sind mehrere Urheber an einem Werk beteiligt, so kann eine Ausschüt-
tung an den erstgenannten Urheber erfolgen, wenn dieser erklärt, dass er 
zum Empfang der Anteile der Miturheber berechtigt ist und die VG WORT 
von den Ansprüchen der anderen Urheber entsprechend freistellt. 

4. Treten für ein Werk Ansprüche mehrerer Urheber in Widerstreit, so ist 
die VG WORT berechtigt, die Auszahlung so lange zu verweigern, bis eine 
gemeinsame Erklärung der streitenden Parteien oder eine für die Parteien 
verbindliche Entscheidung über die Berechtigung vorliegt. Die VG WORT 
kann eine Frist von sechs Monaten zur Geltendmachung der Ansprüche 
setzen. Wird der Nachweis zur Geltendmachung innerhalb dieser Frist nicht 
erbracht, ist die VG WORT zur Auszahlung an den Wahrnehmungsberech-
tigten, der das Werk zuerst angemeldet hat, berechtigt. 

_e: 	e• ee_ 	•• e: : 	• 	- e:• 	- 	••.•••=• •__• 	e 	_ 

-ee-• - 	• 	.•e -• . • 	 .•-• 

Jahren ab dem Endc des Jahres, in dem sie erzielt wurden,  der allgemei  

Verwendung von nicht 
verteilbaren Einnahmen 
insgesamt neu zu regeln 
(§§ 29, 30 VGG); s. nach-
folgend § 5a 

§ 5a Allgemeine Regeln für die Verwendung von nicht verteilbaren 
Einnahmen 

1. Als nicht verteilbar gelten Einnahmen, die aufgrund von fristgemä-
ßen Meldungen der Berechtigten oder Auskünften der Nutzer oder 
sonstigen Erfassungsverfahren konkreten Werken und Nutzungen 
individuell zugeordnet werden können, aber 
a) bei denen jedoch der Berechtigte nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Geschäftsjahres, in dem die Einnahmen eingezogen 
und individuell zugeordnet wurden, festgestellt oder ausfindig ge-
macht werden konnte und 
b) hinsichtlich derer zuvor die in Abs. 2 wiedergegebenen Maßnah-
men durchgeführt wurden. 

§§ 29, 30 VGG 

§ 30 Abs. 1 VGG 

2. Bevor Einnahmen als nicht verteilbar eingestuft werden, müssen 	§ 29 Abs. 2 und 3 VGG 
folgende Maßnahmen durchgeführt worden sein: 

6 
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a) Spätestens 3 Monate nach Ablauf der Verteilungsfrist gern. § 5 Abs. 
1 oder la veröffentlicht die VG WORT über ihr Internet-Portal, soweit 
verfügbar, folgende Angaben über die Werke, deren Berechtigte nicht 
festgestellt oder ausfindig gemacht werden konnten: 
(1). den Titel des Werks, 
(2). den Namen des Berechtigten, der nicht festgestellt oder ausfindig 
gemacht werden kann, 
(3). den Namen des betreffenden Verlegers oder Herstellers und 
(4). alle sonstigen relevanten verfügbaren Informationen, die zur Fest-
stellung des Berechtigten beitragen könnten. 

3. Einnahmen, die im Sinne der Absätze 1 und 2 als nicht verteilbar 
gelten, werden wie folgt verteilt: 
a) Bis zu 50% können für Aufgaben nach § 2 Abs. 2 der Satzung der 
VG WORT verwendet werden. Über die Höhe der Zuwendung ent-
scheidet der Verwaltungsrat. 
b) Im Übrigen werden die Einnahmen der allgemeinen Verteilung in 
der jeweiligen Sparte zugeführt, in der sie erzielt wurden. 

§ 17 Abs 1 Nr 7 VGG, § 
26 Nr. 2 VGG 

[§§ 6, 7: unverändert] 

§ 8 Verteilung der Einnahmen aus Repräsentationsvereinbarungen und 
Gegenseitigkeitsverträgen mit aes4ä4;€146Ghen anderen Verwertungsgesell-
schaften 

1. D4e Einnahmen, welche die VG WORT aufgrund von Repräsentati-
onsvereinbarungen oder aus Gegenseitigkeitsverträgen mit in- oder aus-
ländischen Verwertungsgesellschaften von diesen erhält, werden, soweit 
der VG WORT hierzu werk- und nutzungsbezogene Daten übermittelt wer-
den, an die jeweils Berechtigten ausgeschüttet. Vergütungen für Nutzun-
gen, die individuell nicht zugeordnet werden können, fließen der laufenden 
Ausschüttung in der Sparte zu, in der sie erzielt wurden. 

2. Die Verteilung von Einnahmen aus Gegenseitigkeitsverträgen mit 
ausländischen Verwertungsgesellschaften erfolgt ohne Abzug von Ver-
waltungskosten und Zuweisungen an die Sozial- und Förderungseinrich-
tungen der VG WORT. 

§ 8a Verteilung an andere Verwertungsgesellschaften 

§ 46 Abs 1 VGG 1. Nimmt die VG WORT aufgrund von Repräsentationsvereinbarungen 
oder Gegenseitigkeitsverträgen für andere Verwertungsgesellschaften 
Rechte und Ansprüche wahr, so werden die auf die jeweilige Gesell-
schaft entfallenen Einnahmen — soweit in der Repräsentationsverein-
barung oder dem Gegenseitigkeitsvertrag keine abweichende Verein-
barung getroffen ist — wie folgt verteilt: 

a) Soweit Einnahmen konkreten Werken und Nutzungen zugeordnet 
werden können, erfolgt eine Ausschüttung an diejenige Verwertungs-
gesellschaft, die gegenüber der VG WORT erklärt hat, dass sie von 
den betreffenden Rechteinhabern mit der Rechtewahrnehmung beauf-
tragt ist und die VG WORT entsprechend freistellt. 
b) Soweit eine Zuordnung zu individuellen Rechteinhabern nicht mög-
lich ist, erfolgt die Verteilung auf der Grundlage von seitens der VG 
WORT durchgeführten Ermittlungen zum Anteil der Nutzung des Re-
pertoires der jeweiligen Gesellschaft im Verhältnis zur Gesamtnut-
zung. Hierüber beschließt der Verwaltungsrat.  	
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c) Die Verteilung erfolgt nach Abzug der Verwaltungskosten. Andere 
Abzüge als zur Deckung der Verwaltungskosten werden nur dann 
vorgenommen, soweit dies in der Repräsentationsvereinbarung oder 
dem Gegenseitigkeitsvertrag ausdrücklich vereinbart ist. 

2. Hinsichtlich der Verteilungsfristen gelten § 5 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 
la entsprechend. 

§ 45 VGG 

§ 46 Abs. 2 VGG 

Teil 2: Die Verteilung in den einzelnen Sparten 

Bisheriger Verteilungsplan und mögliche Änderungen Begründung 

A. Verteilung in der Sparte Bibliothekstantieme 
(§ 1 Ziff. 4 3 des Wahrnehmungsvertrags) 

1 	1 

§ 10 Ausschüttung an Urheber und Verlage für Ausleihen in allgemeinen 
öffentlichen Bibliotheken 

1. Das Aufkommen aus der Sparte Bibliothekstantieme für Ausleihen in 
allgemeinen öffentlichen Bibliotheken wird wie folgt an Urheber und Verla-
ge ausgeschüttet, 
a) 20 % der gesamten Ausschüttungssumme werden dergestalt verteilt, 
dass jeder Berechtigte einen gleichhohen Sockelbetrag erhält. 
b) Der Rest wird im Wege der Hochrechnung aufgrund einer Ausleihstatis-
tik verteilt. 

2. Maßgebend für den gern. Abs. 1 b) zur Verteilung gelangenden Anteil ist 
die Anzahl der festgestellten Ausleihvorgänge eines Werks in allgemeinen 
öffentlichen Bibliotheken, wobei der Berechnung die Ausleihstatistiken des 
abgelaufenen und der beiden vorangegangenen Jahre zugrunde gelegt 
werden (Revolvierung). Es erfolgt keine unterschiedliche Bewertung der 
Ausleihvorgänge nach Art, Genre, Ausstattung oder Preis des entliehenen 
Werks. 

3. 	 Neu hinzukommende Be- 
rechtigte erhalten rückwirkend die Beträge, die im Jahr des Abschlusses 
des Wahrnehmungsvertrags sowie in den vorangegangenen zwei Jahren 
für sie angefallen sind. 

4. Herausgeber und Bearbeiter werden mit insgesamt 25 % des ausschüt-
tungsfähigen Urheberanteils berücksichtigt. Sind mehrere derartige Berech-
tigte beteiligt, erfolgt die Aufteilung zwischen beiden Gruppen von Berech-
tigten und innerhalb einer Gruppe zu gleichen Teilen. 

§ 13 Aufteilung 

1. Das Aufkommen aus der Sparte Bibliothekstantieme für Ausleihen in 
wissenschaftlichen und Fachbibliotheken wird wie folgt verteilt: 15 % ge-
langen in die Ausschüttung für Beiträge in wissenschaftlichen und Fach-
zeitschriften. Dieser Anteil wird entsprechend den Regelungen für die 

: e.• ee• 	a 	• 	Verteilung 	Urheber in der Sparte ..•e 	.. 	.. 	- - 	. 	- 	e: 	 an 
Bildung eigener Ausschüt-
tungstöpfe für „BT'' und 
„Repro'', damit Einschrän-
kungen gemäß §§ 9, 12 
VGG berücksichtigt wer- _ 

Vervielfältigung von stehendem Text gemäß § 48 verwendet verteilt. 

2. Der verbleibende Rest gelangt je zur Hälfte 
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a) in die Ausschüttung für wissenschaftliche sowie Fach- und Sachbücher 
an Urheber Dieser Anteil wird entsprechend den Regelungen für die 
Verteilung an Urheber 	• : 	; e 	' 	e 	 e 2 	: 	Z . 	e....-- -  in . 	- 	. 	- 	...e 	 . 

den können 

der Sparte Vervielfältigung von stehendem Text gemäß § 45 verwendet 
verteilt; 
b) in die Ausschüttung 

: 	e: 	11 2t 	• • 	 den Förderungsfonds Wissen- _ 	.. 	 an 
schaft der VG WORT 	== • 	• 	- • 	• 	• 	 t 	e ez ..= 	.. 	. 	. 	e. _ 	... ..... 	: 	. 

• ••-•• 	 § 9 Abs. -• 	.•• -•e 	— 	-• 	 gern. 
3 der Satzung der VG WORT. 

E. Verteilung in der Sparte öffentliche Wiedergabe 
(§ 1 Ziff. 3 5 des Wahrnehmungsvertrags) 

1...1 

§ 39 Ausschüttung 

1- Die Ausschüttung erfolgt in Form eines Zucchlags auf entsprechend Bildung eigener Ausschüt-
tungstöpfe für „Geräte-
vergütung (AV)" und "öff. 
Wiedergabe", damit Ein-
schränkungen gemäß §§ 
9, 12 VGG berücksichtigt 
werden können 

den Regelungen für die Ausschüttung für--die in der Sparte Geräte- und 
Speichermedienvergütung (audio- und audiovisueller Bereich) gern-§-25 
und § 31 §§ 24 - 34. 

2. § 24 Abe. 2 	entsprechend. gilt 

G. Verteilung in der Sparte Vervielfältigung von stehendem Text 
(§ 1 Ziff. 5 7 des Wahrnehmungsvertrags) 

1-1 

I. Belletristik, Kinder- und Jugendbücher 

§ 42 Ausschüttung an Urheber und Verlage 

Der auf den Bereich Belletristik, Kinder- und Jugendbuch entfallende Anteil 
deFejestait an Berechtigte verteilt, für deren Werke dassim Rah- wird 	 -die Anknüpfung an Ausleih-

vorgänge, jedoch Bildung 
eigener Ausschüttungs-
töpfe für "BT" und „Re-
pro", damit Einschränkun-
gen gemäß §§ 9, 12 VGG 
berücksichtigt werden 
können 

der Erhebungen 	- -' 	• • 	- 	e . = 	e- • : 2 . .. 'e •: 	• .:—= 	. 	zu men 	 - 	 . - 
Ausleihen in allgemeinen öffentlichen Bibliotheken gern. §§ 9, 10 Ausleih- 

festgestellt werden. aufecheinonden Berechtigten 	Zu vorgänge 	 cinon 
zur dortigen Ausee,11-üttu-Rg z • 	- - 	3 - 	- 	-.2 e 	2-.2 :- schlag 	 - 	- - . 	.2 

. . 	_ 	... 	 .- 	-• - 	-- 	---- 	- 	- 	-- 	 - e 	e- 	-.•- 	'.- 	 ! 	- 	-••- 

iewe•ts-g-Iraie,lcien-T-eiten Die Ausschüttung erfolgt in Höhe eines einheit- 
lichen Betrages ohne Berücksichtigung der Anzahl der Ausleihvor- 
gänge. 

H. Verteilung in der Sparte Fotokopieren in Schulen 
(§ 1 Ziff. 5 7 des Wahrnehmungsvertrags) 

§ 62 Ausschüttung des für Belletristik, Kinder- und Jugendbücher ermittel-
ten Anteils 

Der auf den Bereich Belletristik, Kinder- und Jugendbuch entfallende Anteil 
wird - 	• 	• •••=• 	e- 	e•.T = 	= 	= 	: _ 	 --: 	. 	e 	- 	. 	 - 	- 	- 	- 	 - 

Verteilung wie bei § 42 
(s.o.) 

- 	- 	• 	- 	e-- 	e 	ee• = 	 z 	-- ---- 	- 	- 
• Be- --• -e 	. 	ee• e-• 	 an 

rechtigte verteilt, für deren Werke im Rahmen der Erhebungen zu Aus- 
leihen in allgemeinen öffentlichen Bibliotheken gern. §§ 9, 10 Ausleih- 
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vorgänge festgestellt werden. Die Ausschüttung erfolgt in Höhe eines 
einheitlichen Betrages ohne Berücksichtigung der Anzahl der Aus-
leihvorgänge gemeinsam mit der Ausschüttung gern. § 42. 

§ 64 Ausschüttung des für wissenschaftliche und Fach- und Sachbücher 
ermittelten Anteils 

Der auf den Bereich wissenschaftliche sowie Fach- und Sachbücher entfal- 
lende Anteil wird zur Aufstockung der Buch-Ausschüttung an Urheber und 
Verlage zu gleichen Teilen im Rahmen der Verteilung fitr--d.ie-SpeFten-B411- 

- 	- 	- 	= 	2- 	: e 	•: 	: 	 e 	§ 42 - 	- 	- 	- 	- 	. r. 	: 	...: 	- 	 .: 	. 	 gem. Verteilung bleibt zukünftig 
innerhalb des Ausschüt-
tungstopfes „Repro" 

t - 	• 	2 • 	 ., 	- 	 e und 	 - 	_ 	 --2.. 	 - 	- -' 

Seshbüst4e4 gern. § 45 oder § 47 verwendet. 

§ 67 Ausschüttung des für Sammlungen für den Kirchen-, Schul- oder Un-
terrichtsgebrauch ermittelten Anteils 

Soweit die Ermittlungen der VG WORT über das Fotokopieren in Schulen 
ergeben, dass Fotokopien aus Werken der vorstehend genannten Bereiche 
aus Sammlungen für den Kirchen-, Schul- oder Unterrichtsgebrauch ge-
mäß § 46 UrhG gefertigt werden, erfolgt die estspreshende Ausschüttung 

=.e.z. 	.. :..._ 

Bildung getrennter Aus-
schüttungstöpfe, damit 
Einschränkungen gemäß 
§§ 9, 12 VGG berücksich-
tigt werden können 

se,h-üttu-nge-R entsprechend den Regelungen für die Sparte Sammlungen 
für den Kirchen-, Schul- oder Unterrichtsgebrauch gern. § 74 verwendet 
werden. 

I. Verteilung in der Sparte Fotokopieren in Volkshochschulen 
(§ 1 Ziff. 6 7 des Wahrnehmungsvertrags) 

§ 69 Ausschüttung des für Belletristik, Kinder- und Jugendbücher ermittel-
ten Anteils 

Der auf den Bereich Belletristik, Kinder- und Jugendbuch entfallende Anteil 
••- 	- -- 	 - 	• -  • wird 	- 	_ 	-- 	-- - 	-- 	 e 

Verteilung wie bei § 42 
und § 62 (s.o.) 

Zuschlag 	dortigen Ausschüttung erhalten an Berechtigte ver- oinon 	zur 
teilt, für deren Werke im Rahmen der Erhebungen zu Ausleihen in 
allgemeinen öffentlichen Bibliotheken gern. §§ 9, 10 Ausleihvorgänge 
festgestellt werden. Die Ausschüttung erfolgt in Höhe eines einheitli-
chen Betrages ohne Berücksichtigung der Anzahl der Ausleihvorgän-
ge gemeinsam mit der Ausschüttung gern. § 42. 

§ 71 Ausschüttung des für wissenschaftliche und Fach- und Sachbücher 
ermittelten Anteils 

Der auf den Bereich wissenschaftliche sowie Fach- und Sachbücher entfal- 
lende Anteil wird zur Aufstockung der Buch-Ausschüttung an Urheber und 
Verlage zu gleichen Teilen im Rahmen der Verteilung für--Elie-Spailen-aiSti- 

(allgemeine öffentliche Bibliotheken) 	§ 10 	§ 42 othekstantieme 	 gern. 	gern. Verteilung bleibt zukünftig 
innerhalb des Ausschüt-
tungstopfes _Repro" 

• 	- 	■ i 	- .....• 	• 	• r. 	-2 	- 	- e und 	.. 	__ 	. 	. 	_ 	__ 	- 
Sachbüchcr} gern. § 45 oder § 47 verwendet. 

M. Verteilung in der Sparte Kabelweitersendung 
(§ 1 Ziff. 14 des Wahrnehmungsvertrags) 
[...] 
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§ 78 Ausschüttung 

1. Die Ausschüttung 	 .: 	:-  erfolgt 	- 	 --- 	- - . 	- - 	entsprechend Bildung eigener Ausschüt-
tungstöpfe für „Geräte-
vergütung (AV)" und „Ka-
bel", damit Einschränkun-
gen gemäß §§ 9, 12 VGG 
berücksichtigt werden 
können 

den Regelungen für die Ausschüttung in der Sparte Geräte- und Spei- 
chermedienvergütung (audio- und audiovisueller Bereich) gern. §-25 ,ader-§ 
3-4 §§ 24 - 34. 

2. § 24 Abs. 2 gilt entsprechend. Darüber hinaus erfolgt in diesen Fällen ein 
Zuschlag von 30 % mit der Maßgabe, dass der Bühnenverlag den 100-%- 
Autorenanteil weiterverrechnet. 

P. Verteilung in der Sparte Kopienversand auf Bestellung 
(§ 1 Ziff. 20 des Wahrnehmungsvertrags) 

§ 81 Ausschüttung an Urheber und Verlage 

4, Die VG WORT nimmt die Ausschüttung aus dem Aufkommen in den 
Sparten Kopienversand auf Bestellung (Kopiendirektversand und innerbib-
liothekarischer Leihverkehr) an die Urheber und Verlage vor, die aufgrund 
der Meldungen der Versender als die Berechtigten festgestellt werden. 

2. Vergütungen für Meldungen, die individuell nicht zugeordnet werden Zukünftig Regelung für 
die Verwendung von nicht 
verteilbaren Einnahmen 
anwendbar (§ 5a VP) 

-' - • 	- 	' 	• 	• - 	e z. 	e - 	• 	" • 	• 	• 	• - 

	

ge 	. 	- 	 - 	- 	— 	- - 	- 	- 	- 	e 

R. Verteilung in der Sparte öffentliche Zugänglichmachung für Unterricht 
und Forschung (§ 52a UrhG) 
(§ 1 Ziff. 22 des Wahrnehmungsvertrags) 

§ 83 Verteilung der Einnahmen für Nutzungen an Schulen 

1. Das Aufkommen in der Sparte öffentliche Zugänglichmachung für Unter-
richt und Forschung (§ 52a UrhG) wird für Nutzungen an Schulen auf die 
Bereiche 

- Belletristik. Kinder- und Jugendbücher (§ 10) 
- Tageszeitungen, Wochenpresse und Publikumszeitschriften (§ 43) 
- Wissenschaftliche sowie Fach- und Sachbücher (§§ 45, 47) 
- Wissenschaftliche und Fachzeitschriften (§§ 48, 49) 
- Fernsehen (§§ 25-30) 
- Hörfunk (§§ 31-34) 

entsprechend den von der VG WORT bei ihren Ermittlungen festgestellten 
und vom Verwaltungsrat beschlossenen Anteilen verteilt. 

2. Die Verteilung erfolgt e : e " 	 - 	• • 	• 	- - - 	— . 	 - 	 -: entsprechend Bildung eigener Ausschüt-
tungstöpfe, damit Ein-
schränkungen gemäß §§ 
9, 12 VGG berücksichtigt 
werden können 

den Regelungen für die Ausschüttung an Urheber und Verlage in dem 
jeweiligen Bereich zufließen.  

§ 84 Verteilung der Einnahmen für Nutzungen an Hochschulen 

4- Die VG WORT nimmt die Ausschüttung aus dem Aufkommen der Sparte 
öffentliche Zugänglichmachung für Unterricht und Forschung (§ 52a UrhG) 
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für Nutzungen an Hochschulen an diejenigen Urheber und Verlage vor, 
welche aufgrund der Meldungen der Hochschulen als die Berechtigten 
festgestellt werden. 

  

Zukünftig Regelung für 
die Verwendung von nicht 
verteilbaren Einnahmen 
anwendbar (§ 5a VP) 

 

T. Verteilung in der Sparte Lizenzierung gewerblicher Nutzungen in Unter-
nehmen und Behörden 
(§ 1 Ziff. 2.8 27 des Wahrnehmungsvertrags) 

§ 86 Ausschüttung an Urheber und Verlage 

1. Das Aufkommen in der Sparte Lizenzierung gewerblicher Nutzungen in 
Unternehmen und Behörden wird bei wissenschaftlichen und Fachzeit-
schriften und -büchern zu 25 % an Urheber und zu 75 % an Verlage. bei 
nichtwissenschaftlichen Werken zu 70 % an Urheber und zu 30 % an Ver-
lage ausgeschüttet. Die Höhe des Urheber- und Verlagsanteils ist befristet 
bis zum 31.12.2015. Danach muss neu über die Aufteilung entschieden 
werden. 

2. Eine individuelle Ausschüttung erfolgt an diejenigen Urheber und Verla-
ge, die aufgrund von Erhebungen oder Meldungen als die Berechtigten 
festgestellt werden. 

  

  

Zukünftig Regelung für 
die Verwendung von nicht 
verteilbaren Einnahmen 
anwendbar (§ 5a VP) 

Inkrafttreten: Die Änderungen treten zum 1. Januar 2017 in Kraft und gelten damit erstmals für die Aus-
schüttung 2018. 

Übergangsregelung zu § 4 Abs. la: Für Urheber wissenschaftlicher Werke und Inhaber von Urheber-
und Nutzungsrechten an Online-Publikationen gilt die Regelung des § 4 Abs. la erst für Veröffentlichun-
gen ab dem Jahr 2019 vorbehaltlich der Einhaltung sonstiger Meldefristen nach diesem Verteilungsplan. 
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